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Geſetz-Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nx. 29. 


Inhalt: Geſetz über die Organiſation der allgemeinen Landesverwaltung, S. 291. — Geſetz zur Abänderung 
und Ergänzung des Geſetzes, betreffend die Verfaſſung der Verwaltungsgerichte und das Verwaltungs, 
ſtreitverfahren, vom 3. Juli 1875 (Geſetz-Samml. S. 375) und Einführung deſſelben in dem geſammten 
Umfang der Monarchie, S. 315. — Bekanntmachung, betreffend die Redaktion des Verwaltungs: 
gerichtsgeſetzes, S. 327. 


(Nr. 8731.) Geſetz über die Organisation der allgemeinen Landesverwaltung. Vom 
26. Juli 1880. K. e.. At FAR 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den geſammten 
Umfang der Monarchie, was folgt: 


Erſter Titel. 
Grundlagen der Organiſation. 
9 1 
Die Verwaltungseintheilung des Staatsgebietes in Provinzen, Regierungs⸗ 
bezirke und Kreiſe bleibt mit der Maßgabe beſehen „daß die Stadt Berlin aus 
der Provinz Brandenburg ausſcheidet und einen Verwaltungsbezirk für ſich bildet. 


H. 2. * 
In der Provinz Hannover bleiben die Landdroſteibezirke als Regierungs⸗ 
bezirke beſtehen. 


Die Abänderung der Kreis- und Amtseintheilung der Provinz Hannover 
erfolgt mittels beſonderen Geſetzes. 
ee 


Die Geſchäfte der allgemeinen Landesverwaltung werden, ſoweit ſie nicht 
anderen Behörden überwieſen ſind, unter Oberleitun der Miniſter, in den Pro⸗ 
vinzen von den Oberpräſidenten, in den Regierungsbezirken von den Regierungs⸗ 
präſidenten und den Regierungen, in den Kreiſen von den Landräthen geführt. 

a Die Oberpräſidenten, die Regierungspräſidenten und die Landräthe handeln 
innerhalb ihres Geſchäftskreiſes ſelbſtſtändig unter voller perſönlicher Verantwort⸗ 


Gef. Samml. 1880. (Nr. 8731.) 52 
Ausgegeben zu Berlin den 23, Auguft 1880, 
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lichkeit, vorbehaltlich der kollegialiſchen Behandlung der durch die Geſetze bezeich— 
neten Angelegenheiten. 8. 4 


Zur Mitwirkung bei den Geſchäften der allgemeinen Landesverwaltung nach 
näherer Vorſchrift der Geſetze beſtehen für die Provinz am Amtsſitze des Ober⸗ 
präſidenten der Provinzialrath, für den Regierungsbezirk am Amtsſitze des Re⸗ 
gierungspräſidenten der Bezirksrath, für den Kreis am Amtsſitze des Landraths 
der Kreisausſchuß. 

In den Stadtkreiſen, in welchen ein Kreisausſchuß nicht beſteht, tritt an die 
Stelle deſſelben in den durch die Geſetze vorgeſehenen Fällen der Stadtausſchuß. 
$. 5. 

In den Hohenzollernſchen Landen tritt, ſoweit nicht die Geſetze Anderes 
beſtimmen, an die Stelle des Oberpräſidenten und des Provinzialraths der zu⸗ 
ſtändige Miniſter, an die Stelle des Kreiſes der Oberamtsbezirk, an die Stelle des 
Landraths der Oberamtmann, an die Stelle des Kreisausſchuſſes der Amtsausſchuß. 

F. 6. 

In Bezug auf die amtliche Stellung, die Befugniſſe, die Zuſtändigkeit und 
das Verfahren der Verwaltungsbehörden bleiben die beſtehenden Vorſchriften in 
Kraft, ſoweit dieſelben nicht durch das gegenwärtige Geſetz abgeändert werden. 

8 

Die Verwaltungsgerichtsbarkeit wird nach näherer Vorſchrift der Geſetze 
durch die Kreis: (Stadt-) Ausſchüſſe, die Bezirksverwaltungsgerichte und durch 
das Oberverwaltungsgericht zu Berlin ausgeübt. 


Zweiter Titel. 
Verwaltungsbehoͤrden. 
I. Abſchnitt. 
Provinzialbehörden. 
* J. Oberpräſident. 
$. 8. 

An der Spitze der Verwaltung der Provinz ſteht der Oberpräfident. Dem⸗ 
ſelben wird ein Oberpräſidialrath und die erforderliche Anzahl von Räthen und 
Hülfsarbeitern beigegeben, welche die Geſchäfte nach ſeinen Anweiſungen bearbeiten. 
Auch iſt der Oberpräſident befugt, die Mitglieder der an ſeinem Amtsſitz befindlichen 
1 ſowie die dem Regierungspräſidenten daſelbſt beigegebenen Beamten 
($. 18 Abſatz 1) zur Bearbeitung der ihm übertragenen Geſchäfte heranzuziehen. 

$. 9. 

Die e en des Oberpräſidenten in Fällen der Behinderung erfolgt, 

ſoweit ſie nicht für einzelne Geſchäftszweige durch beſondere Vorſchriften geordnet 
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iſt, durch den Oberpräſidialrath. Die zuſtändigen Minifter find befugt, in beſon⸗ 
eren Fällen eine andere Stellvertretung anzuordnen. 


2. Provinzialrath. 
F. 10. 
. Der Provinzialrath beſteht aus dem Oberpräſidenten beziehungsweiſe deſſen 
Stellvertreter als Vorſitzenden, aus einem von dem Miniſter des Innern auf 
die Dauer feines Hauptamtes am Sitze des Oberpräfidenten ernannten höheren 
Verwaltungsbeamten beziehungsweiſe deſſen Stellvertreter und aus fünf Mit⸗ 
gliedern, welche vom le aus der Zahl der zum Provinzial— 
landtage wählbaren Provinzialangehörigen gewählt werden. Für die letzteren 
werden in gleicher Weiſe fünf Stellvertreter gewählt. 

Von der Wählbarkeit ausgeſchloſſen find der Oberpräſident, die Negierungs- 
präſidenten, die Vorſteher Königlicher Polizeibehörden, die Landräthe und die 
Beamten des Provinzialverbandes. 

F. 11. 

Die Wahl der Mitglieder des Propinzialrathes und deren Stellvertreter 

erfolgt auf ſechs Jahre. 

ede Wahl verliert ihre Wirkung mit dem Aufhören einer der für die 
Wählbarkeit vorgeſchriebenen Bedingungen. Der Provinzialausſchuß hat darüber 
zu beſchließen, ob dieſer Fall eingetreten iſt. Gegen den Beſchluß des Provinzial- 
ausſchuſſes findet innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Oberverwaltungs- 
gerichte ſtatt. Die Klage ſteht auch dem 1 es des Provinzialrathes zu. 
Dieſelbe hat keine aufſchiebende Wirkung, jedoch dürfen bis zur Entſcheidung des 
Oberverwaltungsgerichtes Erſatzwahlen nicht ftattfinden. 

$. 12. 

Alle drei Jahre ſcheidet die Hälfte der gewählten Mitglieder und Stell— 
vertreter, und zwar das erſte Mal die u a Zahl, aus und wird durch 
neue Wahlen har Die Ausſcheidenden bleiben jedoch in allen Fällen bis zur 
Einführung der Neugewählten in Thätigkeit. Die das erſte Mal Ausſcheidenden 
werden durch das Loos beſtimmt. Die Ausſcheidenden ſind wieder wählbar. 

Für die im Laufe der Wahlperiode ausſcheidenden Mitglieder und Stell: 
vertreter haben Erſatzwahlen ſtattzufinden. Die „Erſatzmänner bleiben nur bis 
zum Ende desjenigen Zeitraums in Thätigkeit, für welchen die Ausgeſchiedenen 
gewählt waren. 8. 13 


Die gewählten Mitglieder und ſtellvertretenden Mitglieder des Provinzial: 
rathes werden von dem Oberpräſidenten vereidigt und in ihre Stellen eingeführt. 

Sie können aus Gründen, welche die Entfernung eines Beamten aus 
feinem Amte rechtfertigen ($. 2 des Geſetzes vom 21. Juli 1852, betreffend die 
Dienftvergehen der nicht richterlichen Beamten, Geſetz-Samml. S. 465), im Wege 
des Disziplinarverfahrens ihrer Stellen enthoben werden. 

Für das Disziplinarverfahren gelten die Vorſchriften des genannten Geſetzes 
mit folgenden Maßgaben: 

(Nr, 8731.) 52 * 
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1 


Die Einleitung des Verfahrens, ſowie die Ernennung des Unterſuchungs— 
le und des Vertreters der Staatsanwaltſchaft erfolgt durch den Mümiſtr 
es Innern. 

Disziplinargericht iſt das Plenum des Oberverwaltungsgerichts. 


$. 14. 
Der Provinzialrath iſt beſchlußfähig, wenn mit Einſchluß des Vorſitzenden 
fünf Mitglieder anweſend ſind. Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit 
gefaßt. Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 


3. Generalkommiſſionen. 


$. 15. 
Die Generalkommiſſion für die Provinzen Pommern und Poſen zu Star⸗ 
ard in Pommern wird aufgehoben. An die Stelle derſelben tritt für die Provinz 
Sehnen die für die Provinz Brandenburg beftehende Generalkommiſſion. 
Für die Provinzen Oſt- und Weſtpreußen und Poſen wird eine gemein- 
ſame Generalkommiſſion gebildet. Die Generalkommiſſion für die Provinz Han- 
nover fungirt zugleich für die Provinz Schleswig-Holſtein. 


II. Abſchnitt. 
Bezirksbehörden. 
1. Regierungspräſident und Bezirksregierung. 


F. 16. 

An die Spitze der Bezirksregierung am Sitze des Oberpräſidenten tritt, 
unter Wegfall des Regierungsvizepräſidenten, ein Regierungspräſident. Der Ober⸗ 
präſident iſt fortan nicht mehr Präſdent dieſer Regierung. 

$. 17. 

Die Regierungsabtheilung des Innern wird aufgehoben. Die Geſchäfte 

derſelben werden, ſoweit nicht durch das gegenwärtige Geſetz abweichende Beſtim⸗ 


mungen getroffen ſind, von dem Regierungspräſidenten mit den der Regierung 
zuſtehenden Befugniſſen verwaltet. 


$. 18. 

Dem Regierungspräſidenten wird für die ihm perſönlich übertragenen An⸗ 
gelegenheiten ein Oberregierungsrath und die erforderliche Anzahl von Räthen 
und Hülfsarbeitern, von denen mindeſtens einer die Befähigung zum Richter— 
amte haben muß, beigegeben, welche die Geſchäfte nach ſeinen Anweiſungen 
bearbeiten. f 

Dieſe Beamten können zugleich bei der Regierung beſchäftigt werden und 
nehmen an den Plenarberathungen derſelben nach Maßgabe der für die Regie— 
rungsmitglieder beſtehenden Vorſchriften Theil. 
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Die Mitglieder der Regierung können von dem Regierungspräſidenten zur 
Bearbeitung der ihm übertragenen Geſchäfte herangezogen werden. 


. 19. 


Die Stellvertretung des Regierungspräſidenten in Fällen der Behinderung 
erfolgt durch den ihm beigegebenen Oberregierungsrath, und wenn auch dieſer 
behindert iſt, durch einen Oberregierungsrath der Bezirksregierung. Die zuſtän⸗ 
igen Miniſter ſind befugt, in beſonderen Fällen eine andere Stellvertretung 
anzuordnen. 8. 20 


Die Geſchäfte der Regierungen zu Stralſund und zu Sigmaringen, ſoweit 
ſie zur Zuſtändigkeit der Regierungsabtheilungen des Innern gehören, werden 
nach Maßgabe des $. 17 von den Regierungspräſidenten verwaltet. Die Mit⸗ 
Pd der Regierung bearbeiten dieſe Geſchäfte nach den Anweiſungen des 
räſidenten. 

Die Stellvertretung des Präſidenten in Fällen der Behinderung erfolgt 
durch ein von den zuständigen Miniſtern beauftragtes Mitglied der Regierung. 

§. 21. 

Bei den Regierungen zu Danzig, Erfurt, Münſter, Minden, Arnsberg, 
Coblenz, Cöln, Aachen und Trier tritt an die Stelle der Abtheilung des Innern 
für die bisher von derſelben bearbeiteten Kirchen- und Schulſachen eine Abthei- 
lung für Kirchen- und Schulwefen. 

$. 22. 

Die landwirthſchaftlichen Abtheilungen der Regierungen zu Königsberg und 
Marienwerder, ſowie die bei den Regierungen der Provinzen Oſt⸗ und Weſt⸗ 
preußen und zu Schleswig beſtehenden Spruchkollegien für die landwirthſchaft— 
lichen Angelegenheiten werden aufgehoben. Die Zuſtändigkeiten dieſer Behörden, 
ſowie diejenigen der Abtheilungen des Innern der Regierungen zu Gumbinnen, 
Danzig und Schleswig als Auseinanderſetzungsbehörden gehen auf Generalkom— 
miſſionen ($. 15) über. ü 72 

Bei der Regierung zu Wiesbaden tritt an die Stelle der Abtheilung des 
Innern als Auseinanderſetzungsbehörde ein Kollegium, welches aus dem Regie— 
rungspräſidenten, dem für ihn hierzu beſtimmten Stellvertreter und mindeſtens 
zwei Mitgliedern beſteht, von denen das eine die Befähigung zum Richteramte 
beſitzen und der landwirthſchaftlichen Gewerbslehre kundig ſein, das andere die 
enen zum Oekonomiekommiſſarius haben muß. Von dieſem Kollegium 
ſind auch die Obliegenheiten der Regierung hinſichtlich der Güterkonſolidationen 
wahrzunehmen. 

§. 23. 

Der Regierungspräſident iſt befugt, Beſchlüſſe der Regierung oder einer 
Abtheilung derſelben, mit welchen er nicht einverſtanden iſt, außer Kraft zu ſetzen 
und, ſofern er den Aufenthalt in der Sache für nachtheilig erachtet, auf ſeine 
Verantwortung anzuordnen, daß nach ſeiner Anſicht verfahren werde. Andern— 
falls iſt höhere Entſcheidung einzuholen. 

(Nr. 8731.) 


ee 


Auch iſt der Regierungspräſident befugt, in den zur Zuſtändigkeit der Re⸗ 
gierung gehörigen Angelegenheiten an Stelle des Kollegiums unter perſönlicher 
Verantwortlichkeit Verfügungen zu treffen, wenn er die Sache für eilbedürftig 
oder, im Falle ſeiner Anweſenheit an Ort und Stelle, eine ſofortige Anordnung 
für erforderlich erachtet. 9 2 

24. 


In der Provinz Hannover treten an die Stelle der Landdroſteien und der 
Finanzdirektion ſechs Regierungspräſidenten und Regierungen, welche, gleich dem 
Oberpräſidenten, die Verwaltung mit den Befugniſſen und nach den Vorſchriften 
führen, welche dafür in den übrigen Provinzen gelten, beziehungsweiſe in dem 
gegenwärtigen Geſetz gegeben ſind. 

Welche der vorbezeichneten Regierungen nach dem Vorbild der Regierung 
zu Stralſund zu organiſiren ſind, bleibt Königlicher Verordnung vorbehalten. 


$. 25. 

Die Zuſtändigkeiten der Konſiſtorialbehörden in der Provinz Hannover in 
Betreff des Schulweſens, ſowie die kirchlichen Angelegenheiten, welche bisher zum 
Geſchäftskreiſe der katholiſchen Konfiftorien zu Hildesheim und Osnabrück ge 
hörten, werden den Abtheilungen für Kirchen- und Schulweſen der betreffenden 
Regierungen überwieſen. 

Die genannten katholiſchen Konſiſtorien werden aufgehoben. 


$. 26. 

Den evangeliſchen Konſiſtorialbehörden in der Provinz Hannover verbleiben, 
bis zur anderweitigen geſetzlichen Regelung, in Kirchenſachen ihre bisherigen Zu— 
ſtändigkeiten. 

2. Bezirksrath. 
§. 27. 

Der Bezirksrath beſteht aus dem Regierungspräſidenten beziehungsweiſe deſſen 
Stellvertreter als Vorſitzenden, aus einem von dem Miniſter des Innern auf die 
Dauer ſeines Hauptamtes am Sitze des Regierungspräſidenten ernannten Heat 
Verwaltungsbeamten beziehungsweiſe deſſen Stellvertreter und aus vier Mitglie- 
dern, welche von dem Provinsialausſchuſſe aus der Zahl der zum Provinzialland⸗ 
tage wählbaren Bezirksangehörigen gewählt werden. Für die letzteren werden in 
gleicher Weiſe vier Stellvertreter gewählt. 

Von der Wählbarkeit ausgeſchloſſen ſind der Oberpräſident, die Regierungs⸗ 
präſidenten, die Vorſteher Königlicher Polizeibehörden, die Landräthe und die 
Beamten des Provinzialverbandes. Mitglieder des Provinzialrathes können nicht 
Mitglieder des Bezirksrathes fein. Im Uebrigen finden auf die Wahlen beziehungs- 
weiſe die gewählten Mitglieder und auf die Beſchlußfähigkeit die Beſtimmungen 
der $$. 11, 12, 13 und 14 ſinngemäße Anwendung. 


$. 28 


In den Hohenzollernſchen Landen kommen in Betreff des Bezirksrathes die 
Beſtimmungen des F. 27 mit der Maßgabe zur Anwendung, daß die zu wäh 
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lenden Mitglieder von dem Landesausſchuſſe aus der Zahl der zum Kommunal⸗ 
9 1 1 Angehörigen des Landeskommiunalderbandes gewählt werden. 
Der Regierungspräſident, die Oberamtmänner und die Beamten des Landes⸗ 
kommunalverbandes ſind von der Wählbarkeit ausgeſchloſſen. 


III. Abſchnitt. 
Kreisbehörden. 
$. 29. 
„An der Spitze der Verwaltung des Kreiſes ſteht der Landrath. Derſelbe 
führt den Vorſitz im Kreisausſchuſſe. Im Uebrigen wird die Zuſammenſetzung 
des Kreisausſchuſſes durch die Kreisordnungen geregelt. 


$. 30. 


Der Stadtausſchuß beſteht aus dem Bürgermeiſter beziehungsweiſe deſſen 
gpiehlichenn Stellvertreter als Vorſitzenden und vier Mitgliedern, welche vom 
Magiſtrate (kollegialiſchen Gemeindevorſtande) aus ſeiner Mitte für die Dauer 
ihres Für gelle gewählt werden. 
ür Fälle der Behinderung ſowohl des Bürgermeiſters wie feines geſetz 
lichen Stellvertreters wählt der Stadtausſchuß den Vorſitzenden aus ſeiner Mile 
Derſelbe bedarf der Beſtätigung des Regierungspräſidenten, in dem Stadtkreiſe 
Berlin des Oberpräſidenten der Provinz Brandenburg. | 

Der Vorſitzende oder ein BA des Stadtausſchuſſes muß zum Richter⸗ 
amt oder zum höheren Verwaltungsdienſt befähigt fein. 

RL: 

In Stadtkreifen, in denen der Bürgermeiſter allein den Gemeindevorſtand 
bildet, werden die außer dem Vorſitzenden zu beſtellenden Mitglieder von der 
Gemeindevertretung aus der Zahl der Gemeindebürger gewählt. 

Die Wahl erfolgt auf ſechs Jahre. 

Alle drei Jahre ſcheidet die Hälfte der gewählten Mitglieder aus und wird 
durch neue Wahlen erſetzt. Die Ausſcheidenden bleiben jedoch in allen Fällen 
bis zur Einführung der neu Gewählten in Thätigkeit. 

Die das erſte Mal Ausſcheidenden werden durch das Loos beſtimmt. Die 
Ausſcheidenden ſind wieder wählbar. ü 

Für die im Laufe der Wahlperiode ausſcheidenden Mitglieder haben Erſatz⸗ 
wahlen ſtattzufinden. Die Erſatzmänner bleiben nur bis zum Ende desjenigen 
Zeitraumes in Thätigkeit, für welchen die Ausgeſchiedenen 4 worden. 

Im Uebrigen gelten in Betreff der Wählbarkeit, der Wahl, der Einführung 
und der Vereidigung der Mitglieder, ſowie des Verluſtes ihrer Stellen „unter 
einſtweiliger Enthebung von denſelben, die für unbeſoldete Magiſtratsmitglieder 
beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften. 

8 

Die gewählten Mitglieder des Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſes können aus 

Gründen, welche die Entfernung eines Beamten aus ſeinem Amte rechtfertigen 
Gr. 8731.) 
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(. 2 des Geſetzes vom 21. Juli 1852, betreffend die Dienſtvergehen der nicht 
3 Beamten), im Wege des Disziplinarverfahrens ihrer Stellen enthoben 
werden. 

Für das Disziplinarverfahren gelten die Vorſchriften des genannten Geſetzes 
mit folgenden Maßgaben: 

Die Einleitung des Verfahrens, ſowie die Ernennung des Unterſuchungs⸗ 
kommiſſars erfolgt durch den Regierungspräſidenten. 

Die entſcheidende Behörde erſter Inſtanz iſt das Bezirksverwaltungsgericht, 
die entſcheidende Behörde zweiter Inſtanz das Plenum des Oberverwaltungsgerichts. 

Der Vertreter der Staatsanwaltſchaft wird für die erſte Inſtanz von dem 
Regierungspräſidenten, für die zweite Inſtanz von dem Miniſter des Innern 
ernannt. 

§. 33. 

Der Kreis- (Stadt-) Ausſchuß iſt beſchlußfähig, wenn mit Einſchluß des 
Vorſitzenden drei Mitglieder anweſend ſind. Die Beſchlüſſe werden nach Stimmen⸗ 
mehrheit gefaßt. Iſt eine gerade Zahl von Mitgliedern anweſend, ſo nimmt das 
dem Lebensalter nach jüngſte gewählte Mitglied an der Abſtimmung nicht Theil. 
Dem Berichterſtatter ſteht jedoch in allen Fällen Stimmrecht zu. 


IV. Abſchnitt. 
Behörden für den Stadtkreis Berlin. 


§. 34. 
Der Oberpräſident der Provinz Brandenburg iſt zugleich Oberpräſident 
von Berlin. 9 
Ingleichen fungiren das Provinzialſchulkollegium, das Medizinalkollegium, 
die Generalkommiſſion und die Direktion der Rentenbank für die Provinz Branden⸗ 
burg auch für den Stadtkreis Berlin. 


$. 35. 

An Stelle des Regierungspräſidenten führt der Oberpräſident die Aufficht 
des Staats über die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten der Stadt Berlin. 
Auf welche Behörden die ſonſtigen Zuſtändigkeiten der Regierungsabtheilung des 
Innern zu Potsdam in Betreff Berlins übergehen, wird durch Königliche Ver— 
ordnung beſtimmt. 

Im Uebrigen, und ſoweit nicht ſonſt die Geſetze Anderes beſtimmen, tritt 
für den Stadtkreis Berlin an die Stelle des Regierungspräſidenten der Polizei⸗ 
präſident von Berlin. 

$. 36. 

An die Stelle des Provinzialraths tritt in den Fällen, in welchen derſelbe 
in erſter Inſtanz beſchließt, der Oberpräſident, in den übrigen Fällen der zu⸗ 
ſtändige Miniſter. 

An die Stelle des Bezirksraths tritt, ſoweit nicht die Geſetze einzelne Zu⸗ 
ſtändigkeiten deſſelben für Berlin anderen Behörden übertragen, der Oberpräſident. 


$. 37. 

In Angelegenheiten der kirchlichen Verwaltung tritt für den Stadtkreis 
Berlin an die Stelle der Regierungsabtheilung für Kirchen- und Schulweſen der 
Polizeipräſident. 

Bezüglich der Verwaltung des landesherrlichen Patronats und des Schul⸗ 
weſens verbleibt es bei den beſtehenden Beſtimmungen. 


$. 38. 
Die Geſchäfte der direkten Steuerverwaltung werden an Stelle der Re⸗ 
ierungsabtheilung für direkte Steuern, Domänen und Forſten für den Stadt⸗ 
eis Berlin von 5 „Direktion für die Verwaltung der direkten Steuern“ wahr⸗ 
genommen. 
\ Dieſe Behörde wird in Betreff der Zuſtändigkeit in Disziplinarſachen den 
im F. 24 Nr. 2 des Geſetzes vom 21. Juli 1852, 27 die e 
der nicht richterlichen Beamten ꝛc., bezeichneten Provinzialbehörden gleichgeſtellt. 


§. 39. g 
Die Mitglieder der nach $. 24 des Geſetzes vom 25. Na 183 (Geſetz⸗Samml. 


für 1873 S. 213) gebildeten Bezirkskommiſſion für die klaſſifizirte Einkommen⸗ 
ſteuer werden von dem Magiſtrate und der Stadtverordnetenverſammlung in ge⸗ 
meinſchaftlicher Sitzung unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters gewählt. 


$. 40. 

Für diejenigen Kategorien der in Berlin angeſtellten Beamten, bezüglich 
deren nicht die Zuständigkeit einer anderen Behörde in Disziplinarſachen begründet 
iſt, behält es bei den Beſtimmungen des $. 25 des Ode vom 21. Juli 1852 
mit der Maßgabe fein Bewenden, daß die Einleitung des Disziplinarverfahrens, 
ſowie die Ernennung des Unterſuchungskommiſſars und des Vertreters des Staats⸗ 
anwalts für die erſte Inſtanz dem Oberpräſidenten von Berlin zuſteht. 


Dritter Titel. 
Verfahren. 


I. Abſchnitt. 
Allgemeine Vorſchriften. 
§. 41. 

Gegen Verfügungen (Beſcheide, Beſchlüſſe) der Verwaltungsbehörden findet 
die e die vorgeſetzten Verwaltungsbehörden nach näherer Beſtimmung 
der Geſetze ſtatt. 

Die Beſchwerde iſt ausgeſchloſſen, ſoweit die Klage oder der Antrag auf 
mündliche Verhandlung im Verwaltungsſtreitverfahren zugelaffen iſt, vorbehaltlich 
der Beſtimmungen der $$. 63 ff. dieſes Geſetzes. 
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Unberührt bleibt in allen Fällen die Befugniß der ſtaatlichen Aufſichts⸗ 
behörden innerhalb ihrer geſetzlichen Zuſtändigkeit, Verfügungen und Anordnungen 
der nachgeordneten Behörden außer Kraft zu ſetzen, oder dieſe Behörden mit An- 
weiſungen zu verſehen. = 


Wo die Geſetze für die Anbringung der Beſchwerde gegen Beſchlüſſe des 
Provinzialrathes, des Bezirksrathes oder des Kreis⸗ (Stadt usſchuſſes, oder 
der Klage beziehungsweiſe des Antrages auf mündliche Verhandlung im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren eine andere als eine zweiwöchentliche Friſt vorſchreiben, 
beträgt die Friſt fortan zwei Wochen. Das Gleiche gilt von den im $. 11 des 
Geſetzes vom 14. Auguſt 1876, betreffend die Verwaltung der den Gemeinden 
und öffentlichen Anftalten gehörigen Folungen in den Provinzen Preußen, 
Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſten und Sachſen (Geſetz-Samml. S. 373) 
und im F. 91 des Geſetzes vom 1. 5 5 1879, betreffend die Bildung von 
Waſſergenoſſenſchaften (Geſetz-Samml. S. 297), vorgeſchriebenen Friſten. 
$. 43. 

Die Friften für die Anbringung der Beſchwerde, ſowie der Klage be⸗ 
ziehungsweiſe des Antrags auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren find präfluſiviſch und beginnen, ſofern nicht die Geſetze Anderes vor⸗ 
ſchreiben, mit der Zuſtellung der Verfügung, des Beſcheides oder des Beſchluſſes. 
Der Tag der guftellung wird nicht mitgerechnet. Im Uebrigen find für die 
Berechnung der Friſten die bürgerlichen Prozeßgeſetze maßgebend. 

Bezuͤglich der Beſchwerde kann die angerufene Behörde in Fällen un⸗ 
verſchuldeter Friſtverſäumung Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gewähren. 

$. 44. 

Die Snheingung der Beſchwerde, ſowie der Klage beziehungsweiſe des 
Antrags auf mündliche Herden im Verwaltungsſtreitverfahren bat, ſofern 
nicht die de Anderes vorſchreiben, aufſchiebende Wirkung. 15 ungen, 
Beſcheide und Beſchlüſſe können jedoch, auch wenn dieſelben mit der Beſchwerde 
oder mit der Klage beziehungsweiſe dem Antrag auf mündliche Verhandlung im 
Verwaltungsſtreitverfahren angefochten find, zur Ausführung gebracht werden, 
ſofern letztere nach dem Ermeiten der Behörde ohne Nachtheil für das Gemein» 
weſen nicht ausgeſetzt bleiben kann, vorbehaltlich der Beſtimmung im $. 69 
Abſatz 3 dieſes Geſetzes. 

II. Abſchnitt. 
Beſchlußverfahren. 
1. Eingangsbeſtimmung. 

45. 

Für das Verfahren des Provinzialraths und des Bezirksraths, ſowie des 

Kreis: (Stadt) Ausſchuſſes in allen Angelegenheiten der allgemeinen Landes⸗ 


verwaltung, welche nicht im Verwaltungsſtreitverfahren zu erledigen ſind, gelten 
die nachfolgenden Beſtimmungen. 
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2. Oertliche Zuſtändigkeit. 


F. 46. 
1 f 527 örtliche Zuſtändigkeit der im $. 45 bezeichneten Behörden beſtimmt ſich 
wie folgt: 

Zuſtändig in erſter Inſtanz iſt: 

1. für Beſchlüſſe, welche ſich auf Grundſtücke beziehen, die Behörde der 

belegenen Sache 

2. für alle ſonſtigen Fälle die Behörde desjenigen Bezirks (Kreis, Re⸗ 

gierungsbezirk, Provinz), in welchem die Perſon wohnt oder die Kor⸗ 

poration ihren Sitz hat, auf deren Angelegenheit ſich die Beſchluß⸗ 

faſſung bezieht und, wenn die Korporation ihren Sitz außerhalb ihres 

räumlichen Bezirks hat, diejenige Behörde, welcher der letztere angehört. 
$. 47. 

Sind die Grundſtücke in mehreren Bezirken belegen, oder iſt es zweifelhaft, 
zu welchem Bezirke ſie gehören, ſo wird die zuſtändige Behörde durch den Re⸗ 
gierungspräſidenten, den Oberpräſidenten oder den Miniſter des Innern beſtimmt, 
je nachdem die cee Bezirke demſelben Regierungsbezirke, derſelben Provinz, 
aber verſchiedenen Regierungsbezirken oder verſchiedenen Tee angehören. 

Daſſelbe findet ſtatt, wenn die Perſonen oder Korporationen, deren An⸗ 
gelegenheit den Gegenſtand der Beſchlußfaſſung bildet, in mehreren Bezirken 
wohnen oder ihren Sitz haben. 

$. 48. a 

Iſt bei einer Angelegenheit, welche den Gegenſtand der Beſchlußfaſſun 
des Kreis⸗ 8 5519 Yusfehuffes bildet „die betreffende Kreiskorporation Jabs 

emeinde) als ſolche betheiligt, ſo wird von dem Regierungspräſidenten, für 
rlin von dem Oberpräſidenten, ein anderer Kreis- oder Stadtausſchuß mit der 
Beſchlußfaſſung beauftragt. 
3. Geſchäftsgang. 
H. 49. 

Der Vorſitzende beruft das Kollegium, leitet und beauffichtigt den Geſchäfts⸗ 
ang und eg fir die prompte Erledigung der Geſchäfte. Er bereitet 96 Be⸗ 
chlüſſe der Behörde vor und trägt für deren Ausführung Sorge. Er vertritt 
die Behörde nach außen, verhandelt Namens derſelben mit anderen Behörden 
und mit Privatperſonen, führt den Schriftwechſel und zeichnet alle Schriftſtücke 
Namens der Behörde. 8. 50 


Der Vorſitzende des Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſes iſt befugt, in Fällen, 
welche keinen Aufſchub zulaſſen, oder in welchen das Sach- und Rechtsverhältniß 
klar liegt und die Zuſtimmung des Kollegiums nicht im Geſetz ausdrücklich als 
erforderlich bezeichnet iſt, Namens der Behörde Verfügungen zu erlaſſen und Be— 
ſcheide zu ertheilen. 
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Die gleiche Befugniß fteht dem Vorſitzenden des Bezirksrathes und des 
Provinzialrathes mit der Maßgabe zu, daß eine Abänderung der durch Beſchwerde 
angefochtenen Beſchlüſſe des Kreis⸗ (Stadt-) Ausſchuſſes beziehungsweiſe des 
Bezirksrathes nur unter Zuziehung des Kollegiums erfolgen darf. 

In den auf Grund der been Beſtimmungen erlaſſenen Verfügungen 
und Beſcheiden iſt den Betheiligten zu eröffnen, daß ſie befugt ſeien, innerhalb 
zwei Wochen gegen die Verfügung ga e den Beſcheid Einſpruch zu 
erheben und auf Beſchlußfaſſung durch das Kollegium anzutragen. Wird kein 
Einſpruch erhoben, ſo gilt die Verfügung beziehung pet der Beſcheid vom 
Tage der Zuſtellung ab als Beſchluß des Kollegiums. Auf den Einſpruch finden 
die kin den $$. 43 und 44 für die Beſchwerde geltenden Beſtimmungen An- 
wendung. ö 

Der Vorſitzende hat dem Kollegium von allen im Namen deſſelben er- 
laſſenen Verfügungen und ertheilten Beſcheiden nachträglich Mittheilung zu machen. 


$. 51. 

An den Verhandlungen des Provinzialrathes und des Bezirksrathes können 
die ſtellvertretenden ernannten Mitglieder mit berathender Stimme theilnehmen. 
In gleicher Weiſe kann unter Zuſtimmung des Kollegiums die Sugiehung tech» 
nifcher und der dem Oberpräfidenten besiehumganefe dem Regierungspräſidenten 
beigegebenen Beamten erfolgen. 

§. 52. 

Die Behörden faſſen ihre Beſchlüſſe auf Grund der verhandelten Akten, 
ſofern nicht das Geſetz ausdrücklich mündliche Verhandlung vorſchreibt. 

Die Behörden find befugt, auch in anderen, als in den im Geſetze aus- 
drücklich bezeichneten Angelegenheiten die Betheiligten beziehungsweiſe deren mit 
Vollmacht verſehene Vertreter behufs Aufklärung des Sachverhalts zur münd⸗ 
lichen Verhandlung vorzuladen. 

In Betreff der mündlichen Verhandlung finden die Vorſchriften der 
§§. 39, 41 bis 43 und 45 des Geſetzes vom 3. Juli 1875 ſinngemäße An⸗ 
wendung. 8. 53 


Betrifft der Gegenſtand der Verhandlung einzelne Mitglieder der Behörde 
oder deren Verwandte und Verſchwägerte in auf- und abſteigender Linie oder 
bis zum dritten Grade der Seitenlinie, ſo dürfen dieſelben an der Berathung 
und Abſtimmung nicht theilnehmen. Ebenſowenig darf ein Mitglied bei der 
Berathung und Beichlußfaffung über ſolche Angelegenheiten mitwirken, in welchen 
es in anderer als öffentlicher Eigenſchaft ein Gutachten abgegeben hat, oder als 
Geſchäftsführer, Beauftragter oder in anderer als öffentlicher Stellung thätig 


eweſen iſt. 
11 §. 54. 


Wird in Folge des gleichzeitigen Ausſcheidens mehrerer Mitglieder gemäß 
$. 53 eine der im F. 45 len Behörden beſchlußunfähig, und kann die 
Beſchlußfähigkeit auch nicht durch Einberufung unbetheiligter Stellvertreter her⸗ 
geſtellt werden, jo wird von dem Regierungspräſidenten beziehungsweiſe Ober: 
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brfibenten ober Minifter des Immer je nagen es ſih um einen Kreis 
(Stadt.) Ausſchuß, Bezirksrath oder Provinzialrath handelt, ein anderer Kreis⸗ 
oder Stadtausſchuß, Bezirksrath oder Provinzialrath mit der Beſchlußfafſung 
eauftragt. 

§. 55. 


Gegen die Beſchlüſſe des Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſes findet innerhalb zwei 
Wochen die Beſchwerde an den Bezirksrath, gegen die in erſter Inſtanz ergehen⸗ 
den Beſchlüſſe des Bezirksrathes innerhalb gleicher Friſt die Beſchwerde an den 
Provinzialrath ſtatt, ſofern nicht nach ausdrücklicher Vorſchrift des Geſetzes 


1) die Beſchlüſſe endgültig find, 
2) die Beſchlußfaſſung über die Beſchwerde anderen Behörden über: 
tragen iſt. 


Die auf Beſchwerden gefaßten Beſchlüſſe des Bezirksrathes und des Pro— 
vinzialrathes ſind endgültig. b 

Die in erſter alen gefaßten Beſchlüſſe des Provinzialrathes find end- 
gültig, ſofern das Geſetz nicht ausdrücklich die Beſchwerde an die Miniſter zuläßt. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auf die nach Maßgabe der Geſetze 
von dem Landrathe unter Zuſtimmung des Kreisausſchuſſes, von dem Regierungs⸗ 
präſidenten unter Zuſtimmung des Bezirksrathes, beziehungsweiſe von dem Ober⸗ 
präfidenten unter Zuſtimmung des Provinzialrathes gefaßten Befchlüffe entſprechende 
Anwendung. 

$. 56. 


Die Beſchwerde iſt in den Fällen des $. 55 bei derjenigen Behörde, gegen 
deren Beſchluß fie gerichtet ift, anzubringen. Der Vorſitzende prüft, ob das 
Rechtsmittel rechtzeitig angebracht iſt. 

Iſt die Friſt verſäumt, ſo weiſt der Vorſitzende das Rechtsmittel ohne 
Weiteres durch einen mit Gründen verſehenen Beſcheid zurück. In demſelben iſt 
dem Beſchwerdeführer zu eröffnen, daß ihm innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde 
an diejenige Behörde zuſtehe, welche zur Befchlußfaflung in der Sache berufen 
ift, widrigenfalls es bei dem Beſcheide verbleibe. 5 

Iſt die Friſt gewahrt, und iſt eine Gegenpartei vorhanden, ſo wird die 
Beſchwerdeſchrift mit ihren Anlagen zunächſt deer zur ſchriftlichen Gegenerklärung 
innerhalb zwei Wochen zugefertigt. 0 v 

Abſchrift der eingegangenen Gegenerklärung erhält der Beſchwerdeführer. 
Zur näheren Begründung der Beſchwerde, ſowie zur Gegenerklärung kann in 
nicht ſchleunigen Sachen eine angemeſſene, der Regel nach nicht über zwei Wochen 
zu erſtreckende Nachfriſt gewährt werden. Hierauf werden die Verhandlungen 
mittelſt Berichtes derjenigen Behörde eingereicht, welcher die Beſchlußfaſſung über 
die Beſchwerde zuſteht. ; 

Wird die Beſchwerde der Vorſchrift des erſten Abſatzes zuwider bei der- 
jenigen Behörde angebracht, welche zur Sefebtugfafung darüber zuſtändig ift, fo 
hat dieſe Behörde die Beſchwerdeſchrift an die im Abſatz 1 bezeichnete Behörde 
abzugeben, ohne daß dem Beſchwerdeführer die Zwiſchenzeit auf die Friſt anzu- 
rechnen iſt. 

Ar. 8731.) 
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F. 57. = 

Die Einlegung der Beſchwerde ſteht in den Fällen des §. 55 aus Gründen 
des öffentlichen Intereſſes auch den Vorſitzenden der Behörden zu. 

Will der Vorſitzende von dieſer Befugniß Gebrauch machen, ſo hat er dies 
dem Kollegium ſofort mitzutheilen. 5 

Die Zuſtellung des Beſchluſſes bleibt in dieſem Falle einſtweilen, jedoch 
längſtens drei Tage, ausgeſetzt. Sie erfolgt mit der Eröffnung, daß im öffent⸗ 
lichen Intereſſe die Beſchwerde eingelegt worden ſei. Iſt die Zuſtellung ohne 
dieſe Eröffnung erfolgt, ſo gilt die Beſchwerde als zurückgenommen. 

Die Gründe der Beſchwerde ſind den Betheiligten zur ſchriftlichen Erklärung 
innerhalb zwei Wochen mitzutheilen. 

Nach Ablauf dieſer Friſt ſind die Verhandlungen der Behörde einzureichen, 
welcher die Seltubfaflung über die Beſchwerde nt 

Eine vorläufige Vollſtreckung des mit der Beſchwerde angefochtenen Be⸗ 
ſchluſſes (§. 44) iſt in dieſen Fällen ausgeſchloſſen. 

$. 58. 

Die dienftliche Aufficht über die Geſchäftsführung des Kreis- (Stadt-) Aus⸗ 
1 wird von dem Regierungspräſidenten, in Berlin von dem Oberpräfidenten, 
die Aufſicht über die Geſchiftsführung des Bezirksrathes von dem Oberpräſidenten, 
die Aufſicht über die Geſchäftsführung des Provinzialrathes von dem Minifter 
des Innern geführt. 

Vorſte oe gegen die geſchäftlichen Aufſichtsverfügungen des Regierungs⸗ 
e unterliegen der endgültigen Bei upfgjng des Bezirksrathes, Vor⸗ 
ſtellungen gegen die Auffichtöverfügungen des O präſidenten der endgültigen 
Beſchlaßfafſun des Provinzialrathes. 

Die Auf 
befugt. 


ſichtsbehörden ſind zur Vornahme allgemeiner Geſchäftsreviſionen 


$. 59. 
Die im $. 45 bezeichneten Behörden haben ſich gegenſeitig Rechtshülfe zu 
leiſten. Sie haben den geſchäftlichen Aufträgen und Anweiſungen der ihnen im 
Inſtanzenzuge vorgeſetzten Behörden Folge zu leiſten. 


$. 60. 

Der Oberpräſident kann endgültige Beſchlüſſe des Provinzialrathes, der 
Regierungspräſident endgültige Beſchlüſſe des Bezirksrathes, und der Landrath 
beziehungsweiſe der Vorſitzende des Kreis (Stadt⸗) Ausſchuſſes endgültige Be 
ſchlüſſe dieſer Behörde mit aufſchiebender Wirkung anfechten, wenn die Beſchlüſſe 
die Befugniſſe der Behörde überſchreiten oder die Geſetze verletzen. Die Anfechtung 
erfolgt mittelſt Klage im Verwaltungsſtreitverfahren. Zuſtändig in erſter Inſtanz 
iſt, wenn die Klage gegen den Kreis⸗ Saal Ausſchuß gerichtet ift, das Be⸗ 
zirksverwaltungsgericht, in den übrigen Fällen das Oberverwaltungsgericht. 

Die Behörde, deren Beſchluß angefochten wird, iſt befugt, zur Wahrneh⸗ 
mung Men Rechte in dem Verwaltungsſtreitverfahren einen beſonderen Vertreter 
zu wählen. 
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$. 61. 

Soweit Gelcheſt gang und Verfahren des Provpinzialrathes, des Bezirks⸗ 
rathes und des Kreis⸗(Stadt⸗) Ausſchuſſes nicht durch die vorſtehenden oder 17 
beſondere geſetzliche Beſtimmungen geregelt ſind, werden dieſelben durch Regula⸗ 
tive geordnet, welche der Miniſter des Innern erläßt. 


III. Abſchnitt. 
Verwaltungsſtreitver fahren. 


$. 62. 

In allen dem Kreis- (Stadt⸗) Ausſchuſſe überwieſenen Angelegenheiten, in 
welchen die Geſetze von der Entſcheidung in ſtreitigen Verwaltungsſachen oder 
von der Erledigung der Angelegenheit im Sstreituerfahten oder durch Endurtheil 
oder von der Klage bei dem Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſe ſprechen, verfährt dieſe 
Behörde als Verwaltungsgericht nach Maßgabe des Geſetzes vom 3. Juli 1875 
betreffend die Verfaſſung der Verwaltungsgerichte und das Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren. N 

Vierter Titel. 
Rechtsmittel gegen polizeiliche Verfuͤgungen. 
$. 63. 

a olizeiliche Verfügungen der Orts⸗ und e findet, 
Ines da eſetz nicht ausdrücklich Anderes beſtimmt, die Beſchwerde ſtatt, 
und zwar: 

a) gegen die Verfügungen der Ortspolizeibehörden auf dem Lande oder 

einer zu einem Landkreiſe gehörigen Stadt, deren Einwohnerzahl bis 
u 10000 Einwohnern beträgt, an den Landrath und gegen deſſen 
eſcheid an den Regierungspräfidenten 

b) gegen die Verfügungen der Ortspolizeihehörden eines Stadtkreiſes, mit 
Ausnahme von Berlin, einer zu einem Landkreiſe gehörigen Stadt mit 
mehr als 10 000 Einwohnern, oder des Landrathes an den Regierungs⸗ 
präſidenten, und gegen deſſen Beſcheid an den Oberpräfidenten; 

e) gegen ortspolizeiliche Verfügungen in Berlin an den Oberpräſidenten. 

Gegen den in letzter Inſtanz ergangenen Beſcheid des an en duden 
beziehun dweiſe des Oberpräſidenten findet die Klage bei dem Oberverwaltungs⸗ 
gerichte ſtatt. 

Die Klage kann nur darauf geſtützt werden, 

1) daß der angefochtene Beſcheid durch Nichtanwendung oder unrichtige 
Anwendung des beſtehenden Rechts, insbeſondere auch der von den 
Behörden innerhalb ihrer Zuſtändigkeit erlaſſenen Verordnungen den 
Kläger in ſeinen Rechten verletze, 
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2) daß die thatſächlichen Vorausſetzungen nicht vorhanden feien, welche die 
Polizeibehörde zum Erlaſſe der Verfügung berechtigt haben würden. 

Die Prüfung der Geſetzmäßigkeit der angefochtenen polizeilichen Ver⸗ 
fügung erſtreckt ſich auch auf diejenigen Fälle, in welchen bisher nach §. 2 des 
l es vom 11. Mai 1842 (Geſetz⸗Samml. S. 192) der ordentliche Rechtsweg 
zuläſſig war. 
belt „Di Entſcheidung ift endgültig, unbeſchadet aller privatrechtlichen Ver⸗ 
ältniſſe. 

F. 64. 


An Stelle der Beſchwerde an den Landrath beziehungsweiſe den Regierungs⸗ 

präſidenten ($. 63) findet die Klage ſtatt und zwar: 

a) gegen die Verfügungen der Ortspolizeibehörden auf dem Lande oder 
einer zu einem Landkreiſe gehörigen Stadt, deren Einwohnerzahl bis 
zu 10 000 Einwohnern beträgt, bei dem Kreisausſchuſſe; 

b) gegen die Verfügungen des Landrathes oder der Ortspolizeibehörden 
eines Stadtkreiſes oder einer zu einem Landkreiſe gehörigen Stadt mit 
mehr als 10 000 Einwohnern bei dem Bezirksverwaltungsgerichte. 

Die Klage kann nur auf die gleichen 1 geſtützt werden, wie 

die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte ($. 63 Abſatz 3 und 4). 


$. 65. 


Die Beſchwerde im Falle des $. 63 Abſatz 1 und die Klage im Falle des 
$. 64 110 bei derjenigen Behörde anzubringen, gegen deren Verfügung ſie ge⸗ 
richtet ſind. 

0 Die Behörde, bei welcher die Beſchwerde oder Klage angebracht iſt, hat 
dieſelbe an diejenige Behörde abzugeben, welche darüber zu beſchließen oder zu 
entſcheiden hat. Der Beſchwer eführer beziehungsweiſe Kläger iſt hiervon in 
Kenntniß zu ſetzen. f 

Die Friſt zur Einlegung der Beſchwerde und zur Anbringung der Klage 

egen die polizeiliche Verfügung, ſowie gegen den auf Beſchwerde ergangenen 
Bescheid beträgt zwei Wochen. . 

Die Anbringung des einen Rechtsmittels ſchließt das andere aus. Iſt die 
Schrift, mittelſt deren das Rechtsmittel angebracht wird, nicht als Klage bezeichnet 
oder enthält dieſelbe nicht ausdrücklich den Antrag auf Entſcheidung im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren, jo gilt dieſelbe als Beſchwerde. Bei gleichzeitiger An⸗ 
bringung beider Rechtsmittel iſt nur der Beſchwerde Fortgang zu geben. Das 
hiernach unzuläſſigerweiſe angebrachte Rechtsmittel iſt durch Verfügung der im 
Abſatz 1 bezeichneten Behörde zurückzuweiſen. Gegen die zurückweiſende Ver⸗ 
fügung ders innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde an das zur Entſcheidung 
I die Klage berufene Verwaltungsgericht ftatt. 

Wird die Beſchwerde oder Klage der Vorſchrift des erſten Abſatzes zuwider 
bei derjenigen Behörde angebracht, welche zur Beſchlußfaſſung oder Entſcheidun 
darüber zuſtändig iſt, ſo hat dieſe Behörde das Schriftſtück an die im Abſatz 
en Behörde abzugeben, ohne daß dem Beſchwerdeführer beziehungsweiſe 
Kläger die Zwiſchenzeit auf die Friſt anzurechnen iſt. 


. 


$. 66. 

Gegen polizeiliche Verfügungen des Regierungspräſidenten findet innerhalb 
zwei Wochen die Beschwerde an den Oberprä en und gegen 25 vom Ober⸗ 
präſidenten auf die Beſchwerde erlaſſenen Beſcheid innerhalb gleicher Friſt die 

lage bei dem Oberverwaltungsgerichte nach Maßgabe der Beſtimmungen des 
§. 63 Abſatz 3 und 4 ſtatt. 

Gegen polizeiliche Verfügungen des Regierungspräſidenten in Sigmaringen 
ar innerhalb zwei Wochen unmittelbar die Klage bei dem Oberverwaltungs- 
gerichte ftatt. 

Gegen die Landesverweiſung ſteht Perſonen, welche nicht Reichsangehörige 
ſind, die Klage nicht zu. er 


Der $. 6 des Geſetzes vom 11. Mai 1842 (Gefek-Summl. S. 192) findet 
auch Anwendung, wenn eine polizeiliche Verfügung im Verwaltungsſtreitverfahren 
durch rechtskräftiges Endurtheil aufgehoben worden iſt. 


Fünfter Titel. 
Zwangsbefugniſſe. 


$. 68. 


Der Regierungspräſident, der Landrath, die Ortspolizeibehörde und der Ge⸗ 
meinde⸗ (Guts⸗) Vorſteher (Vorſtand) find berechtigt, die von ihnen in Aus⸗ 
übung der obrigkeitlichen Gewalt getroffenen, durch ihre geſetzlichen olf bin 
e nordnungen durch Anwendung folgender Zwangsmittel durch 
zuſetzen. 
1) Die Behörde hat, ſofern es thunlich ift, die zu erzwingende Handlun 
ö durch einen Dritten ausführen zu laſſen und den vorläufig zu an 
den Koſtenbetrag im Zwangswege von den Verpflichteten einzuziehen. 


2) Kann die zu erzwingende Handlung nicht durch einen Dritten geleiftet 
werden — oder ſteht es feſt, daß der Verpflichtete nicht im Stande iſt, 
die aus der Ba durch einen Dritten entſtehenden Koſten zu 
tragen, — oder ſoll eine Unterlaſſung erzwungen werden, ſo ſind die 
Behörden berechtigt, Geldſtrafen gadrd hen und feſtzuſetzen, und zwar: 

a) die Gemeinde- (Guts) Vorſteher bis zur Höhe von fünf Mark, 

b) die Ortspolizeibehörden und die ſtädtiſchen Gemeindevorſteher (Vor⸗ 
ſtände) in einem Landkreiſe bis zur Höhe von ſechszig Mark; 

e) die Landräthe, ſowie die Polizeibehörden und Gemeindevorſteher 
(Vorſtände) in einem Stadtkreiſe bis zur Höhe von Einhundert 
und fünfzig Mark; 

d) der Regierungspräſident bis zur Höhe von Dreihundert Mark. 
Gleichzeitig iſt nach Maßgabe der $$. 28, 29 des Strafgeſetzbuchs für 
das Deutſche Reich die Dauer der Haft feſtzuſetzen, Wache für ken Fall 

Gef. Samml, 1880. (Nr. 8731.) 54 
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des Unvermögens an die Stelle der Geldſtrafe treten ſoll. Der Höchſt⸗ 
betrag dieſer Haft iſt 

in den Fällen zu a = Ein Tag, 

„„ ˙»»„ * Eine Woche, 

— 2 „ S Zwei Wochen, 

250 d = Vier Wochen. 
Der Ausführung durch einen Dritten (Nr. 1), ſowie der Feſtſetzung 
einer Strafe (Nr. 2) muß immer eine ſchriftliche Androhung vorher⸗ 
ehen; in dieſer iſt, ſofern eine Handlung erzwungen werden ſoll, die 
Friſt zu beſtimmen, innerhalb welcher die Ausführung gefordert wird. 

3) Unmittelbarer Zwang darf nur angewendet werden, wenn die Anord— 

nung ohne einen ſolchen unausführbar iſt. 


. 69. 


Gegen die Androhung eines Zwangsmittels finden dieſelben Rechtsmittel 
ſtatt, wie gegen die Anordnungen, um deren Durchſetzung es ſich handelt. Die 
Rechtsmittel erſtrecken ſich zugleich auf dieſe Anordnungen, ſofern dieſelben nicht 
bereits Gegenſtand eines beſonderen Beſchwerde- oder Wenpalkümgsſtrrtwerfahrens 
geworden And. 

Gegen die Feſtſetzung und Ausführung eines Zwangsmittels findet in allen 
Fällen nur die Beſchwerde im 1 innerhalb zwei Wochen ſtatt. 

Haftſtrafen, welche an Stelle einer Geldſtrafe nach §. 68 Nr. 2 feſtgeſetzt 
ſind, dürfen vor ergangener endgültiger ng oder 1 Ent⸗ 
ſcheidung auf das eingelegte Rechtsmittel beziehungsweiſe vor Ablauf der zur 
Einlegung deſſelben beſtimmten Friſt nicht vollſtreckt werden. 


$. 70. 


Die Beſtimmungen des gegenwärtigen und des vierten Titels finden ſinn⸗ 
emäß auf die beſonderen Beamten und Organe, welche zur Beauf- 
ſicht ung der See vom Staate beſtellt find (§. 46 des Fiſchereigeſetzes vom 
30. Mal 1874, Geſetz⸗Samml. S. 197). 

Bei den Vorſchriften des $. 6 des Geſetzes zur Abwehr und Unterdrückung 
von Viehſeuchen vom 25. Juni 1875 (Geſetz-Samml. S. 306) behält es mit 
der Maßgabe fein Bewenden! daß die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren inner⸗ 
halb einer Friſt von zwei Wochen anzubringen iſt. 


$. 71. 
Gegen die Androhung eines e ſeitens der W für 
die biſchöfliche Vermögensverwaltung (Geſetz vom 13. Februar 1878, Geſetz⸗ 
Samml. S. 87) findet innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde an den Oberprä⸗ 
ſidenten und gegen den von dem Oberpräſidenten auf die Beſchwerde erlaſſenen 
Beſcheid innerhalb gleicher Friſt die ar bei dem Oberverwaltungsgerichte nach 
Maßgabe der Beſtimmungen des F. 63 Abſatz 3 und 4 ſtatt. 

Gegen die Feſtſetzung und Ausführung des Zwangsmittels findet nur die 
Beſchwerde im Auffichtswege innerhalb zwei Wochen ſtatt. 
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Sechster Titel. 
Polizeiverordnungsrecht. 


$. 72. 

Soweit die Geſetze ausdrücklich auf den Erlaß beſonderer polizeilicher Vor⸗ 
ſchriften (Verordnungen, Anordnungen, Reglements dc.) durch die Centralbehörden 
verweiſen, find die Miniſter befugt, innerhalb ihres Reſſorts dergleichen Vor⸗ 
ſchriften für den ganzen Umfang der Monarchie oder für einzelne Theile derſelben 
zu erlaſſen und gegen die Nichtbefolgung dieſer Vorſchriften Geldſtrafen bis zum 
Betrage von Einhundert Mark anzudrohen. 

Die gleiche Befugniß ſteht zu: 

1) dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten in Betreff der Uebertretungen 

der Vorſchriften der Eiſenbahnpolizeireglements; 

2) dem Miniſter für Handel und Gewerbe in Betreff der zur Regelung 
der Strom-, Schifffahrts⸗ und Hafenpolizei zu erlaſſenden Vorſchriften, 
ſofern dieſelben ſich über das Gebiet einer einzelnen Provinz hinaus 
erſtrecken ſollen. 


Zum Erlaſſe der im $. 367 Nr. 5 des Strafgeſetzbuchs für das Deutſche l 


Reich gedachten Verordnungen find auch die zuſtändigen Miniſter befugt. 
$. 73. 


Der Oberpräſident iſt befugt, gemäß 10 6, 12 und 15 des Geſetzes über 
e 


die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 (Geſetz-Samml. S. 265) . 
weiſe der $$. 6, 12 und 13 der Verordnung vom 20. September 1867 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 1529) und des Lauenburgiſchen Geſetzes vom 7. Januar 1870 


(Offizielles Wochenblatt S. 13) für mehrere Kreife, ſofern dieſelben verſchiedenen 


Regierungsbezirken angehören, für mehr als einen Regierungsbezirk oder für den 


Umfang der ganzen Provinz gültige Polizeivorſchriften zu erlaſſen und gegen die 
ihr 5 derselben Geldſtrafen bis zum Betrage von a f Mark uten 


Die gleiche Befugniß ſteht dem Regierungspräſidenten für mehrere Kreiſe 
oder für den Umfang des ganzen Regierungsbezirks zu. 
Die Befugniß der Regierung zum Erlaſſe von P 
gehoben. 
§. 74. 
Die Befugniß, Polizeivorſchriften über Gegenſtände der Strom-, Schiff⸗ 
fahrts⸗ und ape zu erlaſſen, ſteht, vorbehaltlich der Beſtimmungen des 


F. 72 Abſatz 2 Nr. 2 ausſchließlich dem Regierungspräſidenten und, wenn die 


Vorſchriften ſich auf mehr als einen Regierungsbezirk oder auf die ganze 
Provinz erſtrecken ſollen, dem Oberpräſidenten, ſoweit aber mit der Verwaltung 
dieſer Zweige der Polizei beſondere, unmittelbar von dem Miniſter für Handel 
und Gewerbe reſſortirende Behörden beauftragt ſind, den Letzteren zu. Die 
Befugniß des Regierungspräſidenten erſtreckt ſich auch auf den Erlaß ſolcher 
Polizeivorſchriften für einzelne Kreiſe oder Theile derſelben. 

(Nr. 8731.) 54* 
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Für Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnungen können Geldſtrafen bis 
zu Sechszig Mark angedroht werden. 

Bei den Vorſchriften des Geſetzes vom 9. Mai 1853, betreffend die Er⸗ 
leichterung des Lootſenzwanges in den Häfen und N der Provinzen 
Preußen und Pommern, (Geſetz-Samml. S. 216) behält es mit der Maßgabe 
ſein Bewenden, daß an die Stelle der Bezirksregierung der Regierungs⸗ 
präſident tritt. 5 75 

78 


Die gemäß $$. 73, 74 von dem Oberpräſidenten zu erlaſſenden Polizei⸗ 
vorſchriften bedürfen der ee dh des Provinzialrathes, die von dem Re⸗ 
gierungspräſidenten zu erlaſſenden Polizeivorſchriften der Zuſtimmung des Bezirks⸗ 
rathes. In Fällen, welche keinen Aufschub ulaſſen, iſt der Oberpräſident ie 
der Regierungspräſident befugt, die Polteworſchrif vor Einholung der Zuſtimmun 
des Provinzialrathes beziehungsweiſe des Bezirksrathes zu 0 Wird Biete 
Zuſtimmung nicht innerhalb drei Monaten nach dem Tage der Publikation der 
7 ertheilt, ſo hat der Oberpräſident beziehungsweiſe der Regierungs⸗ 
präſident die Vorſchrift außer Kraft zu ſetzen. 


$. 76. 


Polizeivorſchriften der in den $$. 72, 73 und 74 bezeichneten Art find 
unter der geihnung „Polizeiverordnung“ und unter Bezugnahme auf die Be⸗ 
a des §. 72 beziehungsweiſe der §§. 73 oder 74, ſowie in den Fällen 

es §. 73 auf die in demſelben angezogenen geſetzlichen Beſtimmungen durch die 
Amtsblätter derjenigen Bezirke bekannt zu machen, in welchen dieſelben Geltung 
erlangen ſollen. m 


Iſt in einer gemäß F. 76 verkündeten Polizeiverordnung der Zeitpunkt 
beſtimmt, mit welchem dieſelbe in Kraft treten ſoll, jo iſt der Anfang ihrer 
Wirkſamkeit nach dieſer Beſtimmung zu beurtheilen, enthält aber die verkündete 
Polizeiverordnung eine ſolche Seitbeitikamung nicht, ſo beginnt die Wirkſamkeit 
derselben mit dem achten Tage nach dem ae die J Tages, an welchem 
das betreffende Stück des Amtsblattes, welches die Polizeiverordnung verkündet, 
ausgegeben worden iſt. 8 78 


Der Landrath iſt befugt, unter Zuſtimmung des Kreisausſchuſſes nach 
Maßgabe der Vorſchriften des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 
1850 beziehungsweiſe der Verordnung vom 20. September 1867 und des Lauen⸗ 
burgiſchen Geſetzes vom 7. Januar 1870 für mehrere Ortspolizeibezirke oder für 
den Nice Umfang des Kreiſes gültige Polizeivorſchriften zu erlaſſen und gegen 
die Nichtbefolgung derſelben Geldſtrafen bis zum Betrage von Dreißig Mark an⸗ 
zudrohen. 

$. 79. 

Ortspolizeiliche Vorſchriften (§§. 5 ff. des Geſetzes vom 11. März 1850 
beziehungsweiſe der Verordnung vom 20. September 1867 und des Lauen⸗ 
burgiſchen Geſetzes vom 7. Januar 1870), ſoweit ſie nicht zum Gebiete der 
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Sicherheitspolizei gehören, bedürfen in Städten der Zuſtimmung des Gemeinde⸗ 
vorſtandes. Verſagt der Gemeindevorſtand die Zuſtimmung, ſo kann dieſelbe auf 
Antrag der Behörde durch Beſchluß des Bezirksrathes ergänzt werden. 

In Fällen, welche keinen Aufſchub zulaſſen, iſt die Ortspolizeibehörde 
befugt, die Polizeivorſchrift vor Einholung der Zuſtimmung des Gemeinde⸗ 
vorſtandes zu erlaſſen. Wird dieſe Zuſtimmung nicht innerhalb vier Wochen nach 
dem Tage der Publikation der Polizeivorſchrift ertheilt, ſo hat die Behörde die 
Vorſchrift außer Kraft zu ſetzen. 

$. 80. 

In Stadtkreiſen iſt die Ortspolizeibehörde Hi gegen die Nichtbefolgung 
der von ihr erlaſſenen polizeilichen Vorſchriften Geldſtrafen bis zum Betrage von 
Dreißig Mark anzudrohen. Im Uebrigen ſteht die Ertheilung der Genehmigung 
gm Erlaffe ortspolizeilicher Vorſchriften mit einer Strafandrohung bis zum 

etrage von Dreißig Mark gemäß F. 5 der im $. 73 angezogenen Geſetze dem 
Regierungspräſidenten zu. f 

Ingleichen hat der Regierungspräſident über die Art der Verkündigung 
orts⸗ und kreispolizeilicher Vorſchriften, ſowie über die Form, von deren Be⸗ 
obachtung die Gültigkeit derſelben abhängt, zu beſtimmen. 


$. 81. 

Die Befugniß, orts⸗ oder kreispolizeiliche Vorſchriften außer Kraft zu 
ſetzen, ſteht dem Regierungspräſidenten zu. Mit Ausnahme von Fällen, welche 
keinen Aufſchub gala „darf dieſe Befugniß nur unter Zuſtimmung des Bezirks— 
rathes ausgeübt werden. 

Bei der Befugniß des Miniſters des Innern, jede (orts-, kreis⸗, bezirks⸗ 
oder provinzial⸗) polizeiliche Vorſchrift, ſoweit Dee: nicht een bet „außer 
Kraft zu ſetzen (§. 16 des Geſetzes vom 11. März 1850, $. 14 der Verordnung 
vom 20. September 1867 beziehungsweiſe des Lauenburgiſchen Geſetzes vom 
7. Januar 1870), behält es mit der Maßgabe ſein Bewenden, daß dieſe Befugniß 
hinſichtlich der Strom-, Schifffahrts⸗ und Hafenpolizeivorſchriften ($. 74) auf den 
Miniſter für Handel und Gewerbe übergeht. 


Siebenter Titel. 
Uebergangs⸗ und Schlußbeſtimmungen. 


$. 82. 
Die Stellvertretung des . bei der Regierung kann den 
egenwärtig mit derſelben betrauten Oberregierungsräthen für die Dauer ihres 
mtes belaſſen werden. 8 85 


Beamte, welche bei der auf Grund des gegenwärtigen Geſetzes eintretenden 
Umbildung der Verwaltungsbehörden nicht verwendet werden, bleiben während 
eines Zeitraumes von fünf Jahren zur Verfügung der zuſtändigen Miniſter und 
werden auf einem beſonderen Etat geführt. 

(Nr. 8731.) 
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Diejenigen, welche während des fünfjährigen Zeitraumes eine etatsmäßige 
Anſtellung nicht erhalten, treten nach Ablauf defflben in den Ruheſtand. 


. S4. | 


Die zur Verfügung der Minifter verbleibenden Beamten haben ſich nach 
der Anordnung derſelben der zeitweiligen Wahrnehmung ſolcher Aemter zu unter⸗ 
ziehen, zu deren dauernden Uebernahme ſie verpflichtet ſein würden. 

Erfolgt die Beſchäftigung außerhalb des Orts ihrer letzten Anſtellung, ſo 
erhalten dieſelben die geſetzmäßigen Reiſekoſten und Tagegelder. 


$. 85. 


Die zur Verfügung der Minifter verbleibenden Beamten erhalten während 
des im F. 83 bezeichneten fünfjährigen Zeitraumes, auch wenn fie während deſſelben 
dienſtunfähig werden, unverkürzt ihr bisheriges Dienſteinkommen und den Woh— 
nungsgeldzuſchuß in dem bisherigen Betrage. 

Als Verkürzung im Einkommen iſt es nicht anzuſehen, wenn die Gelegen⸗ 
heit zur Verwaltung von Nebenämtern entzogen wird oder die Segiebung der 
für die Dienſtunkoſten beſonders ausgeſetzten Einnahmen mit diefen Unkoſten 
ſelbſt wegfällt. 

An Stelle einer etatsmäßig gewährten freien Dienſtwohnung tritt eine 
Miethsentſchädigung nach der Servisklaſſe des Orts der letzten Anſtellung. 


$. 86. 


Die nach Ablauf des fünfjährigen Zeitraumes gemäß $. 83 Abſatz 2 in den 
Ruheſtand tretenden Beamten erhalten eine Penſion nach den Vorſchriften des 
Geſetzes vom 27. März 1872 (Geſetz-Samml. S. 268) beziehungsweiſe des §. 6 
des Geſetzes vom 12. Mai 1873 (Geſetz-Samml. S. 209), jedoch mit der Maß⸗ 
gabe, daß die Penſion ohne Rückſicht auf die Dauer der Dienftzeit auf ¼ des 
Dienſteinkommens zu bemeſſen iſt. 


F. 87. 


Den Verwaltungsbeamten, welche zu den im F. 2 des Geſetzes vom 
27. März 1872 (Geſetz-Samml. S. 268) bezeichneten Beamten gehören, kann 
ein Wartegeld bis auf Höhe des in dem genannten Geſetze beſtimmten Penſions⸗ 
betrages gewährt werden. 


$. 88. 


Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. April 1881 in Kraft, vor- 
behaltlich der Beſtimmungen des $. 89. 

Auf die vor dem Inkrafttreten des Geſetzes bereits anhängig emachten 
Sachen finden in Beziehung auf die Zuständigkeit der Behörden, das Verfahren 
und die Zuläſſigkeit der Rechtsmittel die Beſtimmungen der früheren Geſetze, 
jedoch mit den im zweiten Titel des gegenwärtigen Geſetes bezeichneten Abän⸗ 
derungen Anwendung. 


N 
ö 
| 
{ 


* N 


BONN. 


— 313 — 


$. 89. 


In den Provinzen Poſen, Schleswig⸗Holſtein, Hannover, Heſſen-Naſſau 
Weſtfalen und 1 5 Nen tritt das gegenwärtige Geſetz aut 8 Fr) ie 
nachdem für dieſelben auf Grund befonderer Geſetze neue Kreis- und Provinzial⸗ 
ordnungen erlaſſen ſein werden. Der betreffende Zeitpunkt wird für jede Provinz 
durch Königliche Verordnung bekannt gemacht. 

Die Beſtimmungen des $. 15 und des $. 22 Abſatz 1 treten jedoch auch 
in dieſen Provinzen mit dem im $. 88 Abſatz 1 10 5 Zeitpunkt in Kraft. 

Inwieweit die Beſtimmungen der $$. 63 und 64 auf die ſelbſtſtändigen 
Städte in der Provinz Hannover Anwendung finden, bleibt der Kreisordnung 
für dieſe Provinz vorbehalten. 

$. 90. 

In jeder Provinz iſt noch vor dem Zeitpunkte des Inkrafttretens dieſes 
Geſetzes 15 Bildung des e und der Bezirksräthe in Gemißhei. 5 
Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes zu ſchreiten. 

Die Wahlen zum Provinzialrathe find vor den Wahlen zu den Bezirks- 
räthen zu vollziehen. 

§. 91. 


Mit dem Tage des Inkrafttretens des gegenwärtigen Geſetzes werden der 
fünfte Abſchnitt des zweiten Titels, ſowie die $$. 2 Abſatz 2 und 126 der Provin⸗ 
zialordnung vom 29. Juni 1875 (Geſetz-Samml. S. 335) und die Titel I bis IV, 

er die 185 168, 169, 170 Nr. 2, 4 und 5 und der $. 174 des Geſetzes vom 
26. Juli 1876, er rd die Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörden und der 
Verwaltungsgerichtsbehörden ꝛc., (Gefeß-Samml. S. 297) aufgehoben. 

Ing cen treten mit dem gedachten Zeitpunkte alle mit den Vorſchriften 

des gegenwärtigen Geſetzes in Widerſpruch ſtehenden Beſtimmungen außer Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Bad Gaſtein, den 26. Juli 1880. 


(J. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Bitter. 
v. Puttkamer. Lucius. Friedberg. 
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(Nr. 8732.) Geſetz zur Abänderung und Ergänzung des Geſetzes, betreffend die Verfaſſung 
der Verwaltungsgerichte und das Verwaltungsſtreitverfahren, vom 3. Juli 
1875 (Geſetz-Samml. S. 375) und Einführung deſſelben in dem geſammten 
Umfang der Monarchie. Vom 2. Auguſt 1880. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen xx. 


8 mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was 
olgt: 8 


Artikel J. 

Das Geſetz, betreffend die Verfaſſung der Verwaltungsgerichte und das 
Verwaltungsſtreitverfahren, vom 3. Juli 1875 (Geſetz-Samml. S. 375) wird 
nachſtehenden Abänderungen unterworfen: 

die $$. 1, 2, 4, 5, 7, 8, der e Abſatz des F. 9, die $$. 12, 26, 31 
sub b, 33, 34, 35, 36, 3 39, 48, 54, der letzte Satz des H. 55, 
die Hö. 60, 65, 69, 70, 72, 76, 77, 78, 79, 80, 8, 82, 83, 
84, 85, 86, 87, 88 erhalten die nachfolgende Faſſung 

die h. 9, 42, 44, 48, 59 erhalten die nachfolgenden Zufäße; 

der Titel VIII erhält die Ueberſchrift: 
von dem Verfahren in der Reviſionsinſtanz und von der Wieder- 
aufnahme des Verfahrens; 

hinter die $$. 16, 30, 34, 53, 70, 81, 83, 87 werden die nachſtehenden 
neuen SS. 16a, 30a, 34a, 53 a, 70a, 81 a, 83a, 87a eingeftellt; 

der F. 89 wird aufgehoben; an die Stelle des F. 90 tritt der nach⸗ 
folgende $. 89. 

b H. 1. 


Der Entſcheidung der Verwaltungsgerichte unterliegen die in den Geſetzen 
bezeichneten Streitſachen über Anſprüche und Verbindlichkeiten aus dem öffentlichen 
Rechte (ſtreitige Verwaltungsſachen). 

Die Verwaltungsgerichte entſcheiden unbeſchadet aller privatrechtlichen Ver— 
hältniſſe. 

§. 2. 


Für jeden Kreis 7 am Amtsſitze des Landraths ein Kreisverwaltungs⸗ 
gericht ($. 8); für jeden Regierungsbezirk beſteht am Amtsſitze des Regierungs⸗ 
präſidenken ein Bezirksverwaltungsgericht, für den geſammten Umfang der Mon⸗ 
archie beſteht zu Berlin ein Oberverwaltungsgericht. Für den Stadtkreis Berlin 
beſteht ein beſonderes Bezirksverwaltungsgericht zu Berlin. 


$. 4. 

Die Bezirksverwaltungsgerichte entſcheiden auf die Berufungen gegen die 
Endurtheile der Kreisverwaltungsgerichte, ſoweit nicht gemäß beſonderer geschlicher 
Vorſchrift dieſe Urtheile im Verwaltungsſtreitverfahren endgültig, oder die gegen 
dieſelben ftattfindenden Rechtsmittel in abweichender Weiſe geregelt find. 

Gef, Samml. 1880. (Nr. 8732.) 55 
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Die Bezirksverwaltungsgerichte entſcheiden endgültig auf die Beſchwerden, 
welche die Leitung des Verfahrens in den bei den Kreisverwaltungsgerichten an⸗ 
hängigen ſtreitigen Verwaltungsſachen zum Gegenſtande haben. 


§. 5. 

Das Oberverwaltungsgericht entſcheidet auf die Berufung gegen die von 
den Bezirksverwaltungsgerichten in erſter Inſtanz, ſowie auf das Rechtsmittel 
der Reviſion gegen die von den Bezirksverwaltungsgerichten in zweiter Inſtanz 
erlaſſenen Endurtheile, ſoweit nicht gemäß beſonderer geſetzlicher Vorſchrift dieſe 
Urtheile im Verwaltungsſtreitverfahren endgültig, oder die gegen dieſelben ſtatt⸗ 
findenden Rechtsmittel in abweichender Weiſe geregelt ſind. 

Das Oberverwaltungsgericht entſcheidet desgleichen auf die Beſchwerden, 
welche die Leitung des Verfahrens in den bei den Bezirksverwaltungsgerichten 
anhängigen ſtreitigen Verwaltungsſachen zum Gegenſtande haben. 

. 

Die Ba en haben ſich gegenfeitig Rechtshülfe zu leiften. Sie 
Fuge . e er ihnen im Inſtanzenzuge vorgeſetzten Verwaltungsgerichte 

olge zu leiſten. 

Die im Inſtanzenzuge vorgeſetzten Verwaltungsgerichte üben die dienſtliche 
Aufſicht über die Geſchäftsfuhrung der nachgeordneten Verwaltungsgerichte,; fie 
find insbeſondere auch zur Vornahme allgemeiner Geſchäftsreviſionen 35 9 5 


$. 8. 
Kreisverwaltungsgericht iſt der Kreis (Stadt-) Ausſchuß. 
Die Beſtimmungen der §§. 33 und 49 des Geſetzes über die Organiſation 
der allgemeinen Landesverwaltung ſind auch für das Verwaltungsſtreitverfahren 


maßgebend. Im Uebrigen wird der Geſchäftsgang bei den Kreisverwaltungs⸗ 


gerichten, unbeſchadet der Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes, durch ein von 
dem Miniſter des Innern zu erlaſſendes Regulativ geordnet. 3 


$. 9. 
(Letzter Abſatz.) 

Die drei anderen Mitglieder des Bezirksverwaltungsgerichts werden auf 
drei Jahre aus den Einwohnern ſeines Sprengels durch den ee e 
es In gleicher Weiſe wählt letzterer drei bis ſechs Stellvertreter, über deren 
Einberufung das Geſchäftsregulativ beſtimmt. Die Dauer der Wahlperiode kann 
durch das Provinzialſtatut anders beſtimmt werden. Wählbar iſt mit Ausnahme 
der Oberpräſidenten, der Regierungspräſidenten, der Vorſteher ibn Polizei⸗ 
behörden und der Landräthe jeder zum Provinziallandtage wählbare Angehörige 

des Deutſchen Reichs. 99 


(Zuſatz.) i 
Die zu wählenden Mitglieder, ſowie die Stellvertreter, bleiben auch nach 
Ablauf der Wahlperiode bis zur Einführung der neu Gewählten in! Thätigkeit. 
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Für das Bezirksverwaltungsgericht zu Berlin erfolgt die Wahl durch den 
Magiſtrat und die Stadtverordnetenverſammlung unter dem Vorſitze des Bürger⸗ 


meiſters. 
$. 12. 


Die gewählten Mitglieder und ſtellvertretenden Mitglieder werden durch 
den Vorſitzenden vereidigt. Alle Mitglieder und ftellvertretenden Mitglieder unter⸗ 
liegen in dieſer ihrer igenſchaft den Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die 
Dienſtvergehen der Richter u. ſ. w. vom 7. Mai 1851 (Geſetz⸗Samml. S. 218) 
beziehungsweiſe des Geſetzes vom 26. März 1856 (Geſetz-Samml. S. 201). 

Disziplinargericht iſt das Plenum des Oberverwaltungsgerichts; der Ver⸗ 
treter der Staatsanwaltſchaft wird von dem Präſidenten des Oberverwaltungs⸗ 
gerichts ernannt. 

$. 16 a. 


Die Disziplin über die bei den Bezirksverwaltungsgerichten angeſtellten 
Subaltern- und Unterbeamten übt der Direktor mit denjenigen Befugniſſen, 
welche nach dem Geſetze, betreffend die „ der nicht richterlichen 
Beamten ꝛc., vom 21. Juli 1852 den Vorſtehern der Provinzialbehörden in 
Anſehung der bei letzteren angeſtellten unteren Beamten zuſtehen. 

Ueber Beſchwerden gegen die Verhängung von Ordnungsſtrafen beſchließt 
der Präſident des Oberverwaltungsgerichts. 

ie Einleitung des Disziplinarverfahrens auf Entfernung aus dem Amte, 
die Ernennung des Unterſuchungskommiſſars und des Vertreters der Staats⸗ 
anwaltſchaft erfolgt durch den Direktor des Bezirksverwaltungsgerichts; ent⸗ 
ſcheidende Behörde iſt in erſter Inſtanz das Bezirksverwaltungsgericht, in der 
Berufungsinſtanz das Oberverwaltungsgericht, der Vertreter der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft für die Berufungsinſtanz wird von dem Präſidenten des Oberverwaltungs⸗ 
gerichts ernannt. 8 26 


Das Oberverwaltungsgericht kann auf Beſchluß des Staatsminiſteriums in 
Senate eingetheilt werden. 

Das Präſidium bezeichnet bei Beginn jedes Geſchäftsjahres und mindeſtens 
auf die Dauer deſſelben für jeden Senat die ſtändigen Mitglieder und für den 
Fall ihrer Verhinderung die e Vertreter. 

In gleicher Weiſe erfolgt nach aßgabe des hierfür erlaſſenen Regulativs 
($. 30) die Vertheilung der eſchäfte unter die Senate. 

Das Präſidium beſteht aus dem Präſidenten, den Senatspräfidenten und 
dem dem Dienſtalter nach, bei gleichem Dienſtalter dem der Geburt nach älteſten 
Mitgliede. Das Präſidium entſcheidet nach Stimmenmehrheit; im Falle der 
Stimmengleichheit giebt die Stimme des Präſidenten den Ausſchlag. 


F. 30 a. 

Die Disziplin über die bei dem Oberverwaltungsgerichte angeſtellten 
Subaltern⸗ und Unterbeamten übt der Präſident mit denjenigen Befugniſſen, 
welche nach dem Geſetze, betreffend die Dienſtvergehen der nicht richterlichen 
Beamten d., vom 21. Juli 1852 den Miniſtern in ng der ihnen unter 
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eordneten Beamten zuftehen. Die Einleitung des Disziplinarverfahrens auf 
ntfernung aus dem Amte, die Ernennung des Unterſuchungskommiſſars und 
des Vertreters der Staatsanwaltſchaft erfolgt durch den Präſidenten; entſcheidende 
Behörde erſter und letzter Inſtanz iſt das Oberverwaltungsgericht. 


F. 31 sub b. 

b) in allen ſonſtigen Fällen dasjenige Verwaltungsgericht, in deſſen Bezirk 
die in Anſpruch zu nehmende Perſon, Korporation oder öffentliche 
Behörde wohnt oder ihren Sitz hat und wenn die Behörde ihren Sitz 
außerhalb ihres amtlichen Bezirks oder außerhalb des räumlichen Bezirks 
der durch ſie vertretenen Korporation hat, dasjenige Verwaltungsgericht, 
dem der Bezirk angehört. 


$. 33. 

Die Beſtimmungen der bürgerlichen Prozeßgeſetze über Ausſchließung und 
Ablehnung der Gerichtsperſonen ſind auch für das Verwaltungsſtreitverfahren 
maßgebend. 

$. 34. 
128 das Ablehnungsgeſuch beſchließt das Gericht, welchem der Abgelehnte 
angehört. i 
? Der Beſchluß, durch welchen das Geſuch für begründet erklärt wird, iſt 
endgültig. Wird das Geſuch für unbegründet erklärt, ſo ſteht der mit demſelben 
urückgewieſenen Partei innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde an das im In— 
ane uge zunächſt höhere Gericht zu. Das letztere entſcheidet endgültig. 

Das im Inſtanzenzuge zunächſt vorgeſetzte Gericht entſcheidet desgleichen 
endgültig und beſtimmt das Würges Gericht, wenn das Gericht, dem das 
ausgeſchloſſene oder abgelehnte Mitglied angehört, bei deſſen Ausſcheiden beſchluß— 
unfähig wird. 

5 §. 34 a. 

Iſt in einer ſtreitigen Verwaltungsſache, in welcher in erſter Inſtanz der 
Kreis: (Stadt-) Ausſchuß zu erkennen hat, die Kreiskorporation als ſolche Partei, 
fo wird von dem vorgeſetzten Bezirksverwaltungsgerichte, und wenn ein Stadt: 
kreis Partei iſt, von dem Oberverwaltungsgerichte ein anderer Kreis- oder Stadt⸗ 
ausſchuß mit der Entſcheidung der Sache beauftragt. 


$. 35. 

Die Klage iſt dem zuſtändigen Gerichte ſchriftlich einzureichen. In der 
ſelben iſt ein beſtimmter Antrag zu ſtellen und ſind die Perſon des Beklagten, 
der Gegenſtand des Anſpruchs, ſowie die den Antrag begründenden Thatſachen 
genau zu bezeichnen. 

$. 36. 

Die Klage iſt dem Beklagten mit der Vorladung zur mündlichen Verhand⸗ 
lung zuzufertigen. Die Zufertigung kann vor Anberaumung der mündlichen 
Verhandlung mit der Aufforderung an den Beklagten erfolgen, feine Gegen- 
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erklärung innerhalb einer beftimmten, von einer bis zu vier Wochen zu bemeſſen⸗ 
den Friſt einzureichen. 

Die Gegenerklärung des Beklagten wird dem Kläger zugefertigt. 

Zur Gegenerklärung kann in nicht ſchleunigen Sachen dem Beklagten eine 
angemeſſene, der Regel nach nicht über zwei Wochen zu erſtreckende Nachfriſt 
gewährt werden. 


$. 37. 


Stellt ſich der erhobene Anſpruch ſofort als rechtlich unzuläſſig oder un⸗ 
begründet heraus, ſo kann die Klage ohne Weiteres durch einen mit Gründen 
verſehenen Beſcheid zurückgewieſen werden. 

Scheint der erhobene Anſpruch rechtlich begründet oder ſtellen ſich die in 
der Gegenerklärung erhobenen Einwendungen ſofort als rechtlich unbegründet 
heraus, ſo kann dem Beklagten, ſofern derſelbe die vorgängige Anberaumung 
der mündlichen Verhandlung nicht ausdrücklich 65 hat, ohne Weiteres durch 
a mit Gründen verſehenen Beſcheid die Klaglosſtellung des Klägers aufgegeben 
werden. 

Namens des Bezirksverwaltungsgerichts fteht im Falle des Einverſtändniſſes 
auch den beiden ernannten Mitgliedern, Namens des Kreisausſchuſſes auch dem 
Vorſitzenden deſſelben der Erlaß eines ſolchen Beſcheides ir In dem Beſcheide 
iſt den Parteien zu eröffnen, daß ſie befugt ſeien, inner halb zwei Wochen vom 
Tage der Zuſtellung ab gegen den Beſcheid Einſpruch zu erheben und die An⸗ 
beraumung der mündlichen Verhandlung zu beantragen. Wird kein Einſpruch 
erhoben, 0 gilt der Beſcheid vom Tage der Zuſtellung ab als Endurtheil. 


$. 39. 


Zur mündlichen Verhandlung werden die Parteien unter der Verwarnung 
1 daß beim Ausbleiben nach Lage der Verhandlungen werde entſchieden 
werden. 

Das Gericht kann zur Aufklärung des Sachverhältniſſes das perſönliche 
Erſcheinen einer Partei anordnen. 

Den Parteien ſteht es frei, ihre thatſächlichen Erklärungen, auch ohne dazu 
beſonders aufgefordert in ſein, vor dem Termine ſchriftlich einzureichen und zu 
ergänzen. Das Duplikat ſolcher Erklärungen iſt der Gegenpartei zuzufertigen. 
Kann dies nicht mehr vor dem Termine zur mündlichen Verhandlung bewirkt 
werden, ſo iſt der weſentliche Inhalt der Erklärungen in dieſer Verhandlung 
mitzutheilen. 

$. 42. 
(Zuſatz.) 


Parteien, Hachen Sachverſtändige, welche den zur Aufrechthaltung der 
Ordnung erlaſſenen Befehlen des Vorſitzenden nicht gehorchen, können auß Be⸗ 
ſchluß des Gerichts aus dem Sitzungszimmer entfernt werden. Gegen die bei 
der Verhandlun se Perſonen wird ſodann in gleicher Weiſe verfahren, 
wie wenn ſie ſich freiwillig entfernt hätten. 5 
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$. 44. 
(Zuſatz.) 

Der Vorſitzende des Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſes beziehungsweiſe der Ne 
gierungspräſident und der Reſſortminiſter hat behufs der erforderlichen Wahr⸗ 
nehmung des öffentlichen Intereſſes einen Kommiſſar zu beſtellen, wenn das Geſetz 
die öffentliche Behörde, welche die Rolle des Klägers oder des Beklagten wahr⸗ 
zunehmen hat, nicht bezeichnet. 

§. 48. 
Hinſichtlich der Verpflichtung, ſich als Zeuge oder Sachverſtändiger ver- 
nehmen zu laſſen, ſowie hinſichtlch der im Falle des Ungehorſams zu verhän⸗ 
enden Strafen kommen die Beſtimmungen der bürgerlichen Prozeßgeſetze mit der 
nbgabe zur Anwendung, daß im Falle des Ungehorſams die zu erkennende 
Geldbuße den Betrag von Einhundertfunfzig Mark nicht überſteigen darf. 


§. 48. 
(Zuſatz.) 

Gegen die eine Strafe oder die Nichtverpflichtung des Zeugen oder Sach⸗ 
verſtändigen ausſprechende Entſcheidung ſteht den Betheiligten innerhalb zwei 
Wochen die Beſchwerde an das im Inſtanzenzuge zunächſt vorgeſetzte Verwal⸗ 
0 Ne gegen die in zweiter Inſtanz 5 Entſcheidung des Bezirks⸗ 
verwaltungsgerichts die weitere Beſchwerde an das Oberverwaltungsgericht zu. 


$. 53a. 


Die Vertretung der aus Gründen des öffentlichen Intereſſes von dem Vor⸗ 
ſitzenden des ir oder dem Regierungspräſidenten eingelegten Beru⸗ 
fung erfolgt vor dem Bezirksverwaltungsgerichte durch den von dem Regierungs⸗ 
präſidenten, vor dem Oberverwaltungsgerichte durch den von dem Reſſortminiſter 
zu beſtellenden Kommiſſar. 

5 $. 54. 

Die Friſt zur Einlegung der Berufung beträgt, vorbehaltlich der Beſtim— 
mungen der $$. 58 und su deſes Geſetzes, zwei Wochen. 

Die Berufungsfriſt beginnt für die Parteien mit der ll ung des End⸗ 
urtheils; fie beginnt für den Regierungspräſidenten, wenn ein beſonderer Kom⸗ 
miſſar zur Wahrnehmung des öffentlichen Intereſſes beſtellt war ($. 44 Abſ. 2), 
mit der Zuſtellung des Endurtheils an letzteren. In allen anderen Fällen iſt die 
Berufung des Regierungspräſidenten ausgeſchloſſen, ſobald die den Parteien frei- 
ſtehenden Friſten abgelaufen ſind. 


§. 55. 
(Letzter Satz.) 


In demſelben iſt dem Berufungskläger zu eröffnen, daß ihm innerhalb 
zwei Wochen, vom Tage der Zuſtellung ab, die Beſchwerde an das Berufungs⸗ 
gericht zuſtehe, widrigenfalls es bei dem Beſcheide verbleibe. 
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$. 59. 
(Zuſatz.) 


Die Abänderung der durch Berufung angefochtenen Entſcheidung findet 
nur nach vorgängiger Anberaumung der mündlichen Verhandlung ſtatt. 


$. 60. 

Die Ladung der Parteien jur mündlichen Verhandlung erfolgt unter der 
Verwarnung, daß beim Ausbleiben nach Lage der 1 werde ent⸗ 
ſchieden werden. In gleicher Weiſe erfolgt in den Fü len der 9 deſſale aus 
Gründen des öffentlichen Intereſſes die Ladung des zur Vertretung deſſelben be- 
ſtellten Kommiſſars. 

Das Gericht kann zur Aufklärung des Sachverhältniſſes das perſönliche 
Erſcheinen einer Partei anordnen. 

$. 65. 

Die Beſtimmungen des F. 38, des F. 41 — mit Ausſchluß der Beſtim⸗ 
mungen über die Abänderung der Klage — ſowie der $$. 42 bis 45, 50 und 51, 
53a bis 57, 59 (37), 60 find auch für die Friſt zur Einlegung und Rechtferti⸗ 
gung der Reviſion, ſowie für das Verfahren in der Reviſionsinſtanz maßgebend. 

Die Anmeldung und Rechtfertigung der Reviſion hat bei demjenigen Ver⸗ 
waltungsgerichte zu erfolgen, welches in erſter Inſtanz entſchieden hat. 


F. 69. 

Iſt die Sache nicht ſpruchreif, ſo weiſt das Oberverwaltungsgericht dieſelbe 
zur anderweitigen Entſcheidung an bie dazu nach der Sachlage geeignete Inſtanz 
zurück und verordnet die Wiederholung oder Ergänzung des Verfahrens „ſoweit 
es nach ſeinem Ermeſſen mit einem weſentlichen Mangel behaftet iſt. 


F. 70. 

Gegen die im Verwaltun sſtreitverfahren ergangenen, rechtskräftig ge⸗ 
wordenen Endurtheile findet die Klage auf Wiederaufnahme des Verfahrens unter 
denſelben Vorausſetzungen, in demſelben Umfange und 1 derſelben Friſten 
ſtatt, wie nach den bürgerlichen Prozeßgeſetzen die A eitsklage beziehungs⸗ 
weiſe die Reſtitutionsklage. Zuſtändig iſt ausſchließlich das Oberverwaltungs⸗ 
gericht. Erachtet das Oberverwaltungsgericht die Klage für begründet, ſo hebt 
es die angefochtene Entſcheidung auf, verweiſt die Sache zur anderweitigen Ent⸗ 
ſcheidung an die dazu nach der Sachlage geeignete Inſtanz und verordnet die 
Wiederholung oder Ergänzung des en ſoweit daſſelbe von dem 
Anfechtungsgrunde betroffen wird. 


F. 70 a. 


Das Verwaltungsgericht, an welches die Sache in den Fällen der $$. 69, 70 
gewieſen wird, hat bei dem weiteren Verfahren und bei der von ihm anderweitig 
zu treffenden Entſcheidung die in dem Aufhebungsbeſchluſſe des Oberverwaltungs⸗ 

(Nr. 8732.) 
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1 0 aufgeſtellten Grundſätze, ſowie in den Fällen des F. 70 die dem Auf— 
hebungsbeſchluſſe zu Grunde gelegten thatſächlichen Feſtſtellungen als maßgebend 
zu betrachten. . 72 


Dem unterliegenden Theile ſind die Koſten und die baaren Auslagen des 
Verfahrens, ſowie die erforderlichen baaren Auslagen des obſiegenden Theiles zur 
Laſt zu legen, — die letzteren mit Einſchluß der Gebühren, welche der obſiegende 
Theil einem ihn vertretenden Rechtsanwalte für e der mündlichen 
Verhandlung vor dem Bezirksverwaltungsgerichte oder dem Oberverwaltungs— 
. zu zahlen hat. An baaren Auslagen für die perſönliche Wahrnehmung 

er mündlichen Verhandlung vor dem Bezirksverwaltungsgerichte und dem Ober— 
verwaltungsgerichte kann die obſiegende Partei nicht mehr in Anſpruch nehmen, 
als die geschlichen a eines ſie vertretenden Rechtsanwaltes betragen haben 
würden, es ſei denn, 

ordnet war. 

Im Endurtheile iſt der Werth des Streitobjektes feſtzuſetzen. n 

Die Gebühren der Rechtsanwalte beſtimmen ſich nach den für dieſelben bei 
den ordentlichen Gerichten geltenden Vorſchriften. 


$. 76. 

Die Erhebung eines Pauſchquantums findet nicht ſtatt: 

1) wenn der unterliegende Theil eine öffentliche Behörde iſt, inſoweit die 
angefochtene Verfügung oder Entſcheidung derſelben nicht lediglich die 
Wahrung der Haushaltsintereſſen eines von der Behörde vertretenen 
Kommunalverbandes zum Gegenſtande hatte; die baaren Auslagen des 
Verfahrens und des obſiegenden Theiles fallen demjenigen zur Laſt, 
der nach geſetzlicher Beſtimmung die Amtsunkoſten der Behörde zu 
tragen hat; 

2) bei dem Kreisausſchuſſe, wenn die Entſcheidung ohne vorgängige münd- 
liche Verhandlung erfolgt ift; 

3) bei dem Kreisausſchuſſe in den Fällen der $$. 60 bis 62 des Geſetzes 
vom 8. März 1871, betreffend die Ausführung des Bundesgeſetzes 
über den Unterſtützungswohnſitz, (Geſetz-Samml. S. 130); 

4) bei dem Bezirksverwaltungsgerichte und bei dem Oberverwaltungs⸗ 
gerichte, ſoweit die Berufung oder die Reviſion von dem Vorſitzenden 
des Kreisausſchuſſes beziehungsweiſe von dem Regierungspräſidenten 
eingelegt worden war; 

5) von denjenigen Perſonen, mit Ausnahme jedoch der Gemeinden in 
den die Verwaltung der Armenpflege betreffenden Angelegenheiten, 
denen nach den Reichs- oder Lande ehen Gebührenfreiheit in bürger⸗ 
lichen Rechtsſtreitigkeiten zuſteht. 


$. 77. 


Die Koſten und baaren Auslagen des 1 werden für jede Inſtanz von 
dem Verwaltungsgerichte feſtgeſetzt, bei dem die Sache ſelbſt anhängig gewefen iſt. 


aß ihr perſönliches Erſcheinen von dem Gerichte ange— 


1 


bh 
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Die von der obſiegenden Partei zur Erſtattung ſeitens des unterliegenden 
Theiles liquidirten Auslagen werden für alle Inſtanzen von demjenigen Ver⸗ 
Vasen feſtgeſetzt, bei dem die Sache in erſter Inſtanz anhängig 
geweſen iſt. 

Gegen den Feſtſetzungsbeſchluß des Kreisausſchuſſes findet innerhalb zwei 
Wochen die Beſchwerde an das Bezirksverwaltungsgericht, gegen den in erſter 
Inſtanz ergangenen Feſtſetzungsbeſchluß des Bezirksverwaltungsgerichts findet 
innerhalb gleicher Friſt die Beſchwerde an das Oberverwaltungsgericht ſtatt. 


§. 78. 


Dem unterliegenden Theile kann im Falle des beſcheinigten Unvermögens 
nach Maßgabe der Beſtimmungen des F. 30 des e zum 
Deutſchen Gerichtskosten eſetze vom 10. März 1879 (Geſetz-Samml. S. 145), 
oder wenn ſonſt ein deter Anlaß dazu vorliegt, gänzliche oder theilweiſe 
Koſtenfreiheit beziehungsweiſe Stundung bewilligt werden. Gegen den das 
Geſuch ablehnenden Beſchluß des Kreisausſchuſſes findet die Beſchwerde an das 
Bezirksverwaltungsgericht, gegen den in erſter Inſtanz ergangenen ablehnenden 
Beschluß des Bezirksverwaltungsgerichts die Beſchwerde an das Oberverwaltungs⸗ 
gericht ſtatt. 

9.79. 

Die Vollſtreckung der Entſcheidungen der Verwaltungsgerichte erfolgt im 
Wege des Verwaltungszwangsverfahrens. Die Vollſtreckung wird Namens des 
Verwaltungsgerichts, welches in erſter Inſtanz entſchieden hatte, von dem Vor⸗ 
ſitzenden des letzteren verfügt. Ueber Beſchwerden gegen die Verfügungen des 
Vorſitzenden entſcheidet das Verwaltungsgericht. Gegen die Entſcheidung des 
Kreisausſchuſſes findet innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde an das Bezirks⸗ 
verwaltungsgericht, gegen die in asker Inſtanz ergangene Entſcheidung des Bezirks⸗ 
verwaltungsgerichts findet innerhalb gleicher Friſt ie Beſchwerde an das Ober⸗ 
verwaltungsgericht ſtatt. 

$. 80. 


Das Geſetz, betreffend die Verfaſſung der Verwaltungsgerichte und das 
Verwaltungsſtreitverfahren, tritt in der 5 das gegenwärtige Geſetz ihm gege⸗ 
benen Faſſung gleichzeitig mit dem Geſetze über die Organiſation der allgemeinen 
Landesverwaltung in Kraft. 

Auf die vor dem Zeitpunkte des Inkrafttretens bereits anhängig gemachten 
Sachen finden in Beziehung auf das Verfahren und die Zuläſſigkeit der Rechts⸗ 
mittel lediglich die Beſtimmungen der früheren Geſetze Anwendung. 


$. 81. 


Alle in dem gegenwärtigen Geſetze vorgeſchriebenen Friſten find präkluſtviſch. 
Für die Berechnung derſelben ſind die bürgerlichen ge en 16 
Die Art der Zuftellung der in ſtreitigen Verwaltungsſachen ergehenden 
Entſcheidungen, Beſcheide und Verfügungen wird, ſoweit darüber sefehfice Vor⸗ 
ſchriften nicht beſtehen, durch die Geſchäftsregulative ($$. 8, 14, 30) beſtimmt. 
Gef. Samml. 1880. (Nr. 8732.) 56 
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§. 81a. 


Die Beſchwerde kann innerhalb der für dieſelbe vorgeſchriebenen Friſt bei 
dem Gerichte, gegen deſſen Entſcheidung ſie gerichtet iſt, oder bei dem angerufenen 
Gerichte eingelegt werden. 

Das Gericht, gegen deſſen Entſcheidung die Beſchwerde gerichtet iſt, verfährt 
5 F der vorgeſchriebenen Friſt nach Beſtimmung des Schlußabſatzes 

es F. 55. 


Für das angerufene Gericht kommt $. 59 ($. 37) zur Anwendung; an die 
Stelle des Antrages auf Anberaumung der mündlichen Verhandlung tritt der 
Antrag auf Entſcheidung durch das Gericht. 


F. 82. 


Die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand kann beantragen, wer durch 
Naturereigniſſe oder andere unabweisbare Zufälle verhindert worden iſt, die in 
dem gegenwärtigen Geſetze oder die in den 1 si für Anſtellung der Klage 
beziehungsweiſe für den Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren vorgeſchriebenen Friſten einzuhalten. Ueber den Antrag entſcheidet 
das Gericht, dem die Entſcheidung über die verſäumte Streithandlung zuſteht. 
Die verſäumte Streithandlung iſt, unter Anführung der Thatſachen, mittelſt deren 
der Antrag auf Wiedereinſetzung begründet werden ſoll, ſowie der Beweismittel, 
innerhalb zwei Wochen nachzuholen; der Lauf dieſer Friſt beginnt mit dem Ablauf 
des Tages, mit welchem das Hinderniß gehoben iſt. Nach duch eines Jahres, 
von dem Ende der verſäumten Friſt an gerechnet, findet die Nachholung der ver⸗ 
ſäumten Streithandlun ee e der Antrag auf Wiedereinſetzung nicht 
mehr ſtatt. Die iin rörterung des Antrages auf Wiedereinſetzung ent⸗ 
ſtehenden baaren Auslagen trägt in allen Fällen der Antragſteller. 


. 83. 


Die Central: und die Provinzial⸗Verwaltungsbehörden find auch in ſtrei⸗ 
tigen Verwaltungsſachen zur Erhebung des Kompetenzkonflikts befugt. Die Er⸗ 
hebung des Kometen konftits auf Grund der Behauptung, daß in einer vor dem 
Verwaltungsgerichte anhängig gemachten Sache die Verwaltungsbehörde zuſtändig 
ſei, findet nicht ſtatt. 

1 5 Verwaltungsgerichte haben ihre Zuſtändigkeit von Amtswegen wahr⸗ 
zunehmen. 

Wird von einer Partei in erſter Inſtanz die Einrede der Unzuſtändigkeit 
erhoben, ſo kann über dieſelbe vorab entſchieden werden. 

Haben ſich in derſelben Sache die Verwaltungsbehörde und das Verwal⸗ 
tungsgericht für zuſtändig erklärt, ſo entſcheidet auf Grund der ſchriftlichen Er⸗ 
klärungen der über ihre Kompetenz ſtreitenden Behörden und nach Anhörung der 
Parteien in mündlicher Verhandlung das Oberverwaltungsgericht. Das Gleiche 
gilt in dem Falle, wenn die Verwaltungsbehörde und das Verwaltungsgericht fich 
in der Sache für unqufländig erklärt haben. In beiden Fällen werden weder ein 
Koſtenpauſchquantum noch baare Auslagen erhoben. Ebenſowenig findet eine 
Erſtattung der den Parteien erwachſenden Koſten ſtatt. 
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$. 83a. 

Die gemäß F. 11 des Einführungs eſetzes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetze 
vom 27. Januar 1877 (Reichs⸗Geſetzbl. S5 77 dem ee 
1 Vorentſcheidungen erfolgen in dem durch den letzten Abſatz des $. 83 

ieſes Geſetzes vor eſchriebenen Verfahren, für welches im Uebrigen die Vor⸗ 
ſchriften über das Verwaltungsſtreitverfahren entſprechende Anwendung finden. 


$. 84. 


Durch das gegenwärtige Geſetz werden nicht berührt: 

1) rückſichtlich der zur Zuſtändigkeit der Verwaltungsgerichte gehörenden 
Streitſachen, die Beſtimmungen der $$. 20, 21 der Gewerbeordnung 
vom 21. Juni 1869 (Bundes ⸗Geſetzbl. S. 245); 

2) rückſichtlich der zur Zuſtändigkeit der Verwaltungsgerichte gehörenden, 
die Entfernung aus dem Amte beziehungsweiſe die unfreiwillige Ver⸗ 
Nan in den Ruheſtand betreffenden Streitſachen, die Beſtimmungen 

es Geſetzes vom 21. Juli 1852, betreffend die Dienſtvergehen der nicht 

richterlichen Beamten de. (Geſetz-Samml. S. 463); 4 an finden jedoch 
mit folgenden Maßgaben Anwendung: die Verwaltungsgerichte ent⸗ 
ſcheiden auf Grund mündlicher Verhandlung; das Gutachten des Dis: 
iplinarhofs ift nicht ein uholen; das Disziplinarverfahren kann mit 
Kuh t auf den Ausfall der orunterfuchung durch 1 des in 
erſter Inſtanz zuständigen Verwaltungsgerichts eingeſtellt werden; die 
Erhebung eines oſtenpauſchquantums ſudet nicht ſtatt; 

3) rückſichtlich der zur Zuſtändigkeit der Verwaltungsgerichte gehörenden 
Armenſtreitſachen, die nee des dei über den Unter⸗ 
ſtützungswohnſitz vom 6. Juni 1870 (Bundes⸗Geſetzbl. S. 360). 

$. 85. 

So lange bei den Bezirksverwaltun 1 1 ein ausreichender Geſchäfts⸗ 
umfang nicht vorhanden ift, kann die Balte fung derjenigen vom Könige zu er⸗ 
. Mitglieder derſelben, für Be die Befähigung zum Richteramt vor- 

eſchrieben iſt, im Nebenamte für die Dauer ihres Hauptamtes am Sitze des 

ezirksverwaltungsgerichts erfolgen. 
F. 86. 

Bei dem Bezirksverwaltungsgerichte zu Sigmaringen werden die von dem 
Könige zu ernennenden Mitglieder aus der Zahl der am Sitze des Bezirksverwal⸗ 
tungsgerichts ein richterliches beziehungsweiſe ein höheres Verwaltungsamt be⸗ 
kleidenden Beamten für die Dauer ihres Hauptamtes beſtellt. 


$. 87. 


Die von den Provinziallandtagen gewählten Mitglieder der beſtehenden Be⸗ 
zirksverwaltungsgerichte ſowie deren Stellvertreter treten mit dem Zeitpunkte des 
Inkrafttretens des gegenwärtigen Geſetzes außer Thätigkeit. Neuwahlen für die⸗ 
ſelben ſind rechtzeitig vor dem gedachten Zeitpunkte zu veranlaſſen. 

(Nr. 8732.) 56 * 
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$. 87a. 

Die in dem gegenwärtigen Geſetze dem Regierungspräſidenten beigelegten 
Befugniſſe werden für den Stadtkreis Berlin von dem Oberpräſidenten wahr⸗ 
genommen. 

Zuständig in erſter Inſtanz bezüglich der im Verwaltungsſtreitverfahren 
egen den Kommunalverband der Provinz Brandenburg zu erhebenden Anſprüche 
iſt in den Fällen des $. 31 unter b das Bezirksverwaltungsgericht zu Potsdam. 


$. 88. 


Die Stelle eines Mitgliedes des Oberverwaltungsgerichts darf als Neben⸗ 
amt fortan nicht mehr verliehen werden. 


§. 89. 

Aufgehoben ſind: 

1) die $$. 40 bis 48, 50 bis 56 des Geſetzes vom 8. März 1871, be⸗ 
treffend die Ausführung des Bundesgeſetzes über den Unterſtützungs⸗ 
wohnſitz (Geſetz-Samml. S. 130); 

2) die 10 141 bis 163, 165 der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 
(Geſetz⸗Samml. S. 661), ſoweit fie das Verfahren in ſtreitigen Ver⸗ 
waltungsſachen zum Gegenſtande haben, ſowie die SS. 187 bis 198 
derſelben Kreisordnung; im Geltungsbereiche der letzteren iſt in den im 
ee Abſatze des N 110 daſelbſt erwähnten Fällen innerhalb zwei 

ochen die Klage bei dem Bezirksverwaltungsgerichte anzuſtellen. 


Artikel II. 


Der Miniſter des Innern wird ermächtigt, den Text des Geſetzes, betref- 
fend die Verfaſſung der e und das Verwaltungsſtreitverfahren, 
vom 3. Juli 1875, wie er fi) aus den im Artikel I. feſtgeſtellten Aenderungen 
ergiebt, durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. N 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Bad Gaſtein, den 2. Auguſt 1880. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Bitter. 
v. Puttkamer. Lucius. Friedberg. 
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(Nr. 8733.) Bekanntmachung, betreffend die Redaktion des Verwaltungsgerichtsgeſetzes. 
Vom 2. Auguſt 1880. 


Auf Grund des Artikels II des wi zur Abänderung und Ergänzung des 
Geſetzes, betreffend die Verfaſſung der Verwaltungsgerichte und das Verwaltungs⸗ 
ſtreitoerfahren/ vom 3. Juli 1875 (Geſetz-Samml. S. 375) und Einführung 
deſſelben in dem geſammten Umfang der Monarchie vom 2. Auguft 1880 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 315) wird der Text des Geſetzes, betreffend die Verfaſſung der Ver⸗ 
waltungsgerichte und das Verwaltungsſtreitverfahren, wie er ſich aus den durch 
das Geſetz vom 2. Auguſt 1880 feſtgeſtellten Aenderungen ergiebt, nachſtehend 
bekannt gemacht. 


Berlin, den 2. Auguſt 1880. 


Der Miniſter des Innern. 
Gr. zu Eulenburg. 


Gr, 8788) 
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betreffend die 
Verfaſſung der Verwaltungsgerichte und das Verwaltungsſtreitverfahren. 


Titel I. 
Von den Verwaltungsgerichten. 


6. 1. 


Der Entſcheidung der Verwaltungsgerichte unterliegen die in den alleen 
bezeichneten Streitſachen über Auſprüche und Verbindlichkeiten aus dem öffentlichen 
Rechte (ſtreitige Verwaltungsſachen). f Pe 
Die Verwaltungsgerichte entſcheiden unbeſchadet aller privatrechtlichen Ver⸗ 
hältniſſe. 5 2 . 

F 


«N 
Für dem Kreis beſteht am 7 7 1 des Landraths ei Kreidverwaltungs⸗ 
gericht ($. 8); für jeden Regierungsbezir beſteht am Amt des Regierungs⸗ 
präſidenten ein Bezirksverwalkungsgericht, für den geſammten Umfang der Mon⸗ 
archie beſteht zu Berlin ein Oberverwaltungs ericht. Für den Stadtkreis Berlin 
beſteht ein beſonderes Bezirksverwaltungsgeri t Bein. 
$. 23 

Die fachliche Zuſtändigkeit der Kreisverwaltungsgerichte, der Bezirksverwal⸗ 
tungsgerichte und des Oberverwaltungsgerichts, foweit fie in erſter Inſtanz zu 
erkennen haben, wird durch befondere, ec beſtimmt. 

Wo in beſonderen Geſetzen das Verwaltungsgericht genannt wird, iſt 


darunter das Bezirksverwaltungsgericht zu verſtehen. 
Die Bezirksverwaltungsgerichte treten überall an die Stelle der Deputationen 
für das Heimathweſen. 9 4 


Die Bezirksver ltungsgerichte entſcheiden auf die Berufungen gegen die 
Endurtheile der Kreisverwaltungsgerichte, ſoweit nicht gemäß beſonderer geſetzlicher 
Vorſchrift dieſe eile im Verwaltungsſtreitverfahren endgültig oder die gegen 
dieſelben ſtattfindenden Rechtsmittel in abweichender Weiſe geregelt ſind. 

Die Bezirksverwaltungsgerichte entſcheiden endgültig u die Beſchwerden, 
welche die Leitung des Verfahrens in den bei den Kreisverwaltungsgerichten an⸗ 
hängigen ſtreitigen Verwaltungsſachen zum Gegenſtande haben. 


§. 5 


50 Das Oberverwaltungsgericht entſcheidet auf die Berufung gegen die von 
den Bezirksverwaltungsgerichten in erſter Inſtanz, ſowie auf das Rechtsmittel 
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der Reviſion gegen die von den Bezirksverwaltungsgerichten in zweiter In ah 

ge eee oma nic! ya fur Keie Beni ht 

Artheile im Ver ltungsſtreitverfahren endgültig oder die gegen dieſelben ſtatt⸗ 

denden Rechtsmittel in abweichender Weiſe geregelt find. 5 

f Das Oberverwaltungsgericht entſcheidet desgleichen auf die Beſchwerden, 
welche die Leitung des Verfahrens in den bei den Bezirksverwaltungsgerichten 

anhängigen ſtreitigen Verwaltungsſachen zum Gegenſtande haben. 


Die Endurtheile in ſtreitigen Verwaltungsſachen werden, ſoweit nicht nach- 
ſtehend ein Anderes beſtimmt iſt , auf Grund mündlicher Verhandlung unter 905 
Parteien erlaſſen. # 

Auch vor Erlaß aller ſonſtigen Beſchlüſſe und Entſcheidungen kann eine 
mündliche Verhandlung anberaumt werden. . 


2 
* 


$. 7. Pi 
Die Verwaltungsgerichte haben ſich gegenseitig Rechtshülfe zu leiſten. Sie 
haben den Aufträgen der ihnen im Inſtanzenzuge vorgeſetzten Verwaltungsgerichte 
e lan Int ſetzten V bal chte üben die d 
ie im Inſtanzenzuge vorgeſetzten Verwa ungsgerichte üben die dienſtliche 
Aufſicht über die Gatte der Wee ee fie 
find insbeſondere auch zur Vornahme allgemeiner Geſchäftsreviſionen befugt. 


Titel I. 


Von den Kreisverwaltungsgerichten. 


5 4 $. 8. 

Kreisverwaltungsgericht iſt der Kreis. (Stadt Ausſchuß. 

Die Beſtimmungen der SS. 33 und 49 des Geſetzes über die Organiſation 
der allgemeinen Landesverwaltung ſind auch für das erwaltungsſtreitverfahren 
maßgebend. Im Uebrigen wird der Geſchäftsgang bei den Kreisverwaltungs⸗ 

erichten, unbeſchadet der Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes, durch ein von 
em Miniſter des Innern zu erlaſſendes Regulativ geordnet. 


= 
F 


* Titel II. 
Von den Bezirksverwaltungsgerichten. 
| §. 9. 
En Bezirksverwaltungsgericht beſteht aus fünf Mitgliedern. 


wei dieſer Mitglieder, von denen eins zum Richteramte, eins zur Be⸗ 


Zee von höheren Verwaltun sämtern befähigt fein muß, werden vom Könige 
auf Lebenszeit ernannt. Aus der Zahl dieſer Mitglieder ernennt der Köni 
gleichzeitig den Direktor des Bezirksverwaltungsgerichts. Für jedes derſelben 


(Nr. 8733.) 
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ernennt der König ferner aus der Zahl der am Sitze des Bezirksverwaltungs⸗ 
3 ein richterliches beziehungsweiſe ein höheres Verwaltungsamt bekleidenden 
Beamten einen Stellvertreter; die Ernennung der Stellvertreter erfolgt auf die 
Dauer ihres Hauptamtes am Sitze des Bezirksverwaltungsgerichts. 

Die drei anderen Mitglieder des Bezirksverwaltungsgerichts werden auf 
drei Jahre aus den Einwohnern ſeines Sprengels durch den Provinzialausſchuß 
gewählt. In gleicher Weiſe wählt letzterer drei bis ſechs Stellvertreter, über 
deren Einberufung das Geſchäftsregulativ beſtimmt. Die Dauer der Wahlperiode 
kann durch das Provinzialſtatut anders beſtimmt werden. Wählbar iſt mit 
Ausnahme der Oberpräſidenten „der Regierungspräſidenten, der Vorſteher König⸗ 
licher Polizeibehörden und der Landräthe jeder zum Proytnziallandtage wählbare 
Angehörige des Deutſchen Reichs. . 

Die zu wählenden Mitglieder, ſowie die Srelpertreter bleiben auch nach 
Ablauf der Wahlperiode bis zur Einführung der u Gewählten in Thätigkeit. 

Für das Bezirksverwaltungsgericht zu Berlin erfolgt die Wahl durch den 
5 und die Stadtverordnetenverſammlung unter dem Vorſitze des Bürger⸗ 
meiſters. Eu 


$. 10. 


Den Direktor vertritt im Vorſitz das zweite der ernannten Mitglieder und, 
wenn auch dieſes verhindert iſt, der für den Direktor in ſeiner Eigenſchaft als 
Mitglied des Bezirksverwaltungsgerichts ernannte Stellvertreter. 

1 


F. 11. 


Scheidet ein gewähltes Mitglied oder ſtellvertretendes Mitglied innerhalb 
der Wahlperiode aus, ſo wird für den Reſt der 1 55 ein anderes Mitglied 
beziehungsweiſe ſtellvertretendes Mitglied von dem Provinzialausſchuſſe beſtelt 


f $. 12. 


* 


Die gewählten Mitglieder und ſtellvertretenden Mitglieder werden durch den 
Vorſitzenden vereidigt. Alle Mitglieder und ſtellvertretenden Mitglieder unter⸗ 
liegen in dieſer ihrer Eigenſchaft den Vorſchriften des Geſetzes etreffend die 
Dienſtvergehen der Richter u. |. w, vom 7. Mai 1851 (Geſetz⸗Samml. S. 218) 
beziehungsweiſe des Geſetzes vom 26. März 1856 (Geſetz-Samml. S. 201). 

Disziplinargericht iſt das Plenum des Oberverwaltungsgerichts; der Ver⸗ 
treter der Staatsanwaltſchaft wird von dem Präfidenten des Oberverwaltungs⸗ 
gerichts ernannt. 

/ §. 13. 


5. 

Das Bezirksverwaltungsgericht ift bei Anweſenheit der beiden ernannten 
bac aß und eines gewählten Mitgliedes (beziehungsweiſe deren Stellvertreter) 
beſchlußfähig. 

. Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Sind vier Mitglieder 
anweſend, ſo nimmt das dem Lebensalter nach jüngſte Mitglied an der Abſtimmung 
nicht Theil. Dem Berichterſtatter ſteht jedoch in allen Fällen Stimmrecht zu. 


** 
$. 14. 
Im Uebrigen wird der Geſchäftsgang bei dem Bezirksverwaltungsgerichte, 


ebenſo wie die Beſtellung der erforderlichen Subaltern- und Unterbeamten, durch 
ein von dem Miniſter des Innern zu erlaſſendes Regulativ geordnet. 


§. 15. 4 
Die gewählten Mitglieder und deren Stellvertreter erhalten Tagegelder und 
Reiſekoſten nach den für Staatsbeamte der vierten Rangklaſſe beſtehenden gefeb- 
lichen Beſtimmungen. 1 
5.16, 4 
Alle Einnahmen des Bezirksverwaltungsgerichts fließen zur Staatskaſſe. 
Derſelben fallen auch alle Ausgaben zur Laſt. b 


H. 16a. 

Die Disziplin über die bei den Bezirksverwaltungsgerichten angeſtellten 
Subaltern- und Unterbeamten übt der Direktor mit denjenigen Befugniſſen, welche 
nach dem Geſetze, betreffend die Dienſtvergehen der nicht richterlichen Beamten ꝛc., 
vom 21. Juli 1852 den Vorſtehern der Provinzialbehörden in Anſehung der bei 
letzteren angeſtellten unteren Beamten zuftehen. 

Ueber Beſchwerden gegen die Verhängung von Ordnungsſtrafen beſchließt 
der Präſident des Oberverwaltungsgerichts. 

Die Einleitung des Disziplinarverfahrens auf Entfernung aus dem Amte, 
die Ernennung des Unterſuchungskommiſſars und des Vertreters der Staats⸗ 
anwaltſchaft erfolgt durch den Direktor des Bezirksverwaltungsgerichts, entſcheidende 
Behörde iſt in erſter Inſtanz das Bezirksverwaltungsgericht, in der Berufungs— 
inſtanz das Oberverwaltungsgericht , der Vertreter der Staatsanwaltſchaft für die 
Berufungsinſtanz wird von dem Präſidenten des Oberverwaltungsgerichts ernannt. 


Titel IV. 
Von dem Oberverwaltungsgerichte. 


5 17. 

Das Oberverwaltungsgericht beſteht aus einem Präſidenten, den Senats⸗ 
präſidenten (§. 26) und der erforderlichen Anzahl von Räthen. Die eine Hälfte 
der Mitglieder des Oberverwaltungsgerichts muß zum Richteramte, die andere 
Hälfte zur Bekleidung von höheren Verwaltungsämtern befähigt fein. 

Zum Mitgliede des Oberverwaltungsgerichts kann nur ernannt werden, wer 
das 30. Lebensjahr vollendet hat. 


. 18. 


Die Mitglieder des Oberverwaltungsgerichts werden auf den Vorſchlag des 
Staatsminiſteriums vom Könige ernannt. Die Ernennung erfolgt auf Lebenszeit. 
Geſ. Samml. 1880. (Nr. 8733.) 57 


m 


. 19. 


Die Mitglieder des Oberverwaltungsgerichts können ein beſoldetes Neben— 
amt nur in den Fällen bekleiden, in denen das Geſetz die Uebertragung eines 
ſolchen Amtes an etatsmäßig angeſtellte Richter geſtattet. 


$. 20. 


Die Mitglieder des Oberverwaltungsgerichts unterliegen, vorbehaltlich der 
Beſtimmungen der $$. 21 ff., keinem Disziplinarverfahren. 


g. 21. 


ö Iſt ein Mitglied zu einer Strafe wegen einer entehrenden Handlung oder 

zu einer Freiheitsſtrafe von längerer als einjähriger Dauer rechtskräftig verurtheilt, 
ſo kann es durch Plenarbeſchluß des Oberverwaltungsgerichts ſeines Amtes und 
ſeines Gehalts für verluſtig erklärt werden. 


. 22. 


Iſt wegen eines Verbrechens oder Vergehens das Hauptverfahren gegen 
ein Mitglied eröffnet, ſo kann die vorläufige Enthebung deſſelben von ſeinem 
Amte durch Plenarbeſchluß des Oberverwaltungsgerichts ausgeſprochen werden. 

Wird gegen ein Mitglied die Unterſuchungshaft verhängt, ſo tritt für die 
Dauer derſelben die lag Enthebung von Rechtswegen ein. 

Durch die vorläufige Enthebung wird das Recht auf den Genuß des Ge— 
halts nicht berührt. 

§. 23. 


Wenn ein Mitglied durch ein körperliches Gebrechen oder durch Schwäche 
ſeiner körperlichen oder geiſtigen Kräfte zur Erfüllung ſeiner Amtspflichten dauernd 
unfähig wird, ſo tritt ſeine Verſetzung in den Ruheſtand gegen Gewährung eines 
Ruhegehalts ein. N 

$. 24. 


Wird die Verſetzung eines Mitgliedes in den Ruheſtand nicht beantragt, 
obgleich die Vorausſetzungen derſelben vorliegen, ſo hat der Präſident an das 
Mitglied die Aufforderung zu erlaſſen, binnen einer beſtimmten Friſt den Antrag 
zu ſtellen. Wird dieſer Aufforderung nicht Folge geleiſtet, ſo iſt die Verſetzung 
in den Ruheſtand durch Plenarbeſchluß des Oberverwaltungsgerichts auszuſprechen. 


$. 25. 
Für das nach Maßgabe der $$. 21, 22 Abſatz 1 und F. 24 einzuleitende 
Verfahren gelten die folgenden Beſtimmungen: 


J) Der Präſident ernennt aus der Zahl der Mitglieder des Oberverwal— 
tungsgerichts einen Kommiſſar. 
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Der Kommiſſar hat die das Verfahren begründenden Thatſachen 
je erörtern, erforderlichenfalls den Beweis unter Vorladung des bethei⸗ 
igten Mitgliedes zu erheben und darüber Bericht zu erſtatten. 

Der Bericht iſt dem betheiligten Mitgliede zuzufertigen. 

2) Vor der Beſchlußfaſſung findet eine mündliche Verhandlung vor dem 
Oberverwaltungsgerichte ſtatt. In derſelben kann die mündliche Ver 
nehmung von 1 5 und Sachverſtändigen erfolgen. Das betheiligte 
Mitglied beziehungsweiſe ſein Kurator iſt zu hören. 

3) Das betheiligte Mitglied kann ſich des Beiſtandes oder der Vertretung 
eines Rechtsanwaltes bedienen, jedoch iſt das e ee 
befugt, das perſönliche Erſcheinen des Mitgliedes unter der Warnung 
anzuordnen, daß bei ſeinem Ausbleiben ein Vertreter deſſelben nicht 
werde zugelaſſen werden. 

4) Die Einleitung des Verfahrens gegen den Präſidenten erfolgt durch 
den Stellvertreter deſſelben auf Grund eines Plenarbeſchluſſes des Ober: 
verwaltungsgerichts. 


$. 26. 


5 Das Oberverwaltungsgericht kann auf Beſchluß des Staatsminiſteriums 
in Senate eingetheilt werden. 

Das Präſidium bezeichnet bei Beginn jedes Gefchäftsjahres und mindeſtens 
auf die Dauer deſſelben für jeden Senat die ſtändigen Mitglieder und für den 
Fall ihrer Verhinderung die erforderlichen Vertreter. 

In gleicher Weiſe erfolgt nach Maßgabe des hierfür erlaſſenen Regulativs 
($. 30) die Vertheilung der eſchäfte unter die Senate. 

Das Präſidium beſteht aus dem Präſidenten, den Senatspräſidenten und 
dem dem Dienſtalter nach, bei gleichem Dienſtalter dem der Geburt nach älteſten 
Mitgliede. Das Präſidium entſcheidet nach Stimmenmehrheit; im Falle der 
Stimmengleichheit giebt die Stimme des Präſidenten den Ausſchlag. 


5. 27 


Dem Präſidenten gebührt der Vorſitz im Plenum und in demjenigen 
Senate, welchem er ſich anſchließt; in den anderen Senaten führt ein Senats— 
präſident den Vorſitz. 8 

Im Falle der Beer des ordentlichen Vorſitzenden führt den Vorſitz 
im Plenum derjenige Senatspra ident und in den Senaten derjenige Rath des 
Senats, welcher das gedachte Amt am längſten bekleidet, und bei gleichem Dienft- 
alter derjenige, welcher der Geburt nach der Aelteſte iſt. 


$. 28. 
Zur Faſſung gültiger Beſchlüſſe des Oberverwaltungsgerichts iſt die Theil: 
nahme von wenigſtens fünf Mitgliedern erforderlich. i 
Die Zahl der Mitglieder, welche bei Faſſung eines Beſchluſſes eine ent⸗ 
ſcheidende Stimme führen, muß in allen Fällen eine 5 ſein. Iſt die Zahl 
(Nr. 8733.) 7% 
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der anweſenden 5 et eine gerade, ſo hat der guest ernannte Rath und bei 
Hasche Dienſtalter der der Geburt nach jüngere ath kein Stimmrecht. Dem 
Berichterſtatter ſteht jedoch in allen Fällen Stimmrecht zu. 


. 29. 


Will ein Senat in einer Rechtsfrage von einer früheren Entſcheidung eines 
anderen Senats oder des Plenums abweichen, ſo hat er die Verhandlung und 
Entſcheidung der Sache vor das Plenum zu verweiſen. 

Zur 1 von Plenarentſcheidungen iſt die Theilnahme von wenigſtens 
zwei Dritteln aller Mitglieder erforderlich. 


$. 30. 

Im Uebrigen wird der Geſchäftsgang und die Vertheilung der Geſchäfte 
unter die Senate durch ein Regulativ geordnet, welches das Plenum des Ober⸗ 
verwaltungsgerichts zu entwerfen und dem Staatsminiſterium zur Beſtätigung 
einzureichen hat. 

Die Ernennung der erforderlichen Subaltern⸗ und Unterbeamten bei dem 
Oberverwaltungsgerichte erfolgt, inſoweit ſie nicht durch das Geſchäftsregulativ 
dem Präſidenten überwieſen wird, durch das Staatsminiſterium. 


F. 30 a. 


Die Disziplin über die bei dem Oberverwaltungsgerichte angeſtellten 
Subaltern- und Unterbeamten übt der Präſident mit denjenigen Befugniſſen, 
welche nach dem Geſetze, betreffend die Dienſtvergehen der nicht richterlichen 
Beamten c., vom 21. Juli 1852 den, Miniſtern in Anſehung der ihnen unter: 
eordneten Beamten zuſtehen. Die Einleitung des Disziplinarverfahrens auf 
ntfernung aus dem Amte, die Ernennung des Unterſuchungskommiſſars und 
des Vertreters der Staatsanwaltſchaft erfolgt durch den Präſidenten; entſcheidende 
Behörde erſter und letzter Inſtanz iſt das Oberverwaltungsgericht. 


7 


Titel V. 


Von der örtlichen Zuſtändigkeit der Verwaltungsgerichte und von 
der Ablehnung der Gerichtsperſonen. 


$. 31. * 


Zuſtändig in erſter Inſtanz iſt im Qonvattiiigsiteitverfahten 
a) bei Anſprüchen, welche i „Beziehung auf Grundſtücke geltend gemacht 
werden, das Vegwateiigsgericht der belegenen Sache, 
p) in allen onſtigen Fällen dasjenige Verwaltungsgericht, in deſſen Bezirk 
die in- Anſpruch zu nehmende Perſon, Korporation oder öffentliche 
hörde wohnt oder ihren Sitz hat und wenn die Behörde ihren Sitz 
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außerhalb ihres amtlichen en u oder außerhalb des räumlichen Bezirks 5 
der durch ſie vertretenen Korporation hat, dasjenige Verwaltungs⸗ 
gericht, dem der Bezirk angehört. 5 


9. 32. 4 
Sind die Grundſtücke (F. 31) in mehreren Gerichtsbezirken gelegen oder ift 
es zweifelhaft, zu welchem Gerichtsbezirke ſie gehören, ſo wird d zuſtändige 


Gericht durch das im Inſtanzenzuge zunächſt höhere Gericht endgültig beſtimmt. 


Daſſelbe findet ſtatt, wenn die gleichzeitig in Anſpruch zu nehmenden Perſonen 


oder Korporationen in mehreren Gerichtsbezirken wohnen oder ihren Sitz haben. 
4 


$. 33. f 


Die Beſtimmungen der bürg erlichen Prozeßgeſetze Aber Ausſchließung und 
Ablehnung der Gerichtsperſonen ſind auch für das Wewwaltungbſteiwerſhren 
maßgebend. f 

$. 34. 7 


b Ueber das Ablehnungsgeſuch beſchließt das Gericht, welchem der Abgelehnte 
angehört. 7 
Der Beſchluß, durch welchen das Geſuch für begründet erklärt wird, iſt 
endgültig. Wird das Geſuch für unbegründet erklärt, ſo ſteht der mit demſelben 
zurückgewieſenen Partei innerhalb zwei“ Wochen die Beſchwerde an das im 
Inſtanzenzuge zunächſt höhere Gericht zu. Das letztere entſcheidet endgültig. 
Das im Inſtanzenzuge zunächſt vorgeſetzte Gericht entſcheidet desgleichen 
endgültig und beſtimmt das zuſtändige Gericht, wenn das Gericht, dem das aus⸗ 
geſchloſſene oder abgelehnte Mitglied angehört, bei deſſen Ausſcheiden beſchluß⸗ 
unfähig wird. * 


H FS. aa. 

ft in einer ftreitiger „Verwaltungsſache, in welcher in erſter Inſtanz der 
Kreis- Stadt-) Ausſchuß su erkennen hat, die Kreiskorporation als ſolche Partei, 
ſo wird von dem vorgeſetzten Bezirksverwaltungsgerichte, und wenn ein Stadt: 
kreis Partei iſt, von dein Oberverwaltungsgerichte ein anderer Kreis- oder Stadt⸗ 


ausſchuß mit der Enlſcheidung der Sache beauftragt. 


5 Titel VI. 
. Von dem Verfahren in erſter Inſtanz. 
f $. 35. 


Die Klage iſt dem zuftändigen Gerichte ſchriftlich einzureichen. In der— 
ſelben iſt ein beſtimmter Antrag zu ſtellen, und ſind die Perſon des Beklagten, 
der Gegenſtand des Anſpruchs, ſowie die den Antrag begründenden Thatſachen 
genau zu bezeichnen. 

(Nr. 8733.) 
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$. 36. 


Die Klage iſt dem Beklagten mit der Vorladung zur mündlichen Ver⸗ 
1 e Die Zufertigung kann vor Anberaumung der münd⸗ 
ichen Verhandlung mit der Aufforderung an den Beklagten erfolgen, ſeine 
Gegenerklärung innerhalb einer beſtimmten, von einer bis zu vier Wochen zu 
bemeſſenden Friſt einzureichen. f, 

Die Gegenerklärung des Beklagten wird dem Kläger zugefertigt. 

Zur Gegenerklärung kann in nicht ſchleunigen Sachen ir ee eine 
angemeſſene, der Regel nach nicht über zwei Wochen zu erſtkeckende Nachfriſt 
gewährt werden. 1 


$. 37. F 


Stellt ſich der erhobene Anſpruch ſofort als rechtlich unzuläſſig oder unbe⸗ 
gründet heraus, ſo kann die Klage ohne Weiteres durch einen mit Gründen 
verſehenen Beſcheid zurückgewieſen werden. # 

Scheint der erhobene Anſpruch rechtlich begründet, oder ftellen ſich die in 
der Gegenerklärung erhobenen Einwendungen ſofort als rechtlich unbegründet 
heraus, ſo kann dem Beklagten, ſofern derſelbe die vorgängige Anberaumung 
der mündlichen Verhandlung nicht ausdrücklich verlangt hat, ohne Weiteres durch 
einen mit Gründen verſehenen Beſcheid die Klaglosſtellung des Klägers auf⸗ 
gegeben werden. £ 

Namens des Begieksverwaltungsgerights ſteht im Falle des Einverſtändniſſes 
auch den beiden ernannten Mitgliedern, amens des Kreisausſchuſſes auch dem 
Vorſitzenden deſſelben der Erlaß eines olchen Beſcheides zu. 

In dem Beſcheide iſt den Parteien iu eröffnen, daß ſie befugt ſeien, inner⸗ 
halb zwei Wochen, vom Tage der Zuſtellung ab, gegen den Beſcheid Einſpruch 
I erheben und die Anberaumung der mündlichen Verhandlung zu beantragen. 

ird kein Einſpruch erhoben, ſo gilt der Beſcheid vom Tage der Zuſtellung ab 
als Endurtheil. 1. 


f $. 38. 


14 
Allen Schriftſtücken ſind die als Beweismittel in Bezug genommenen 
Urkunden im Original oder in Abſchrift beizufügen. Von allen Schriftſtücken 
und deren Anlagen fin Duplikate einzureichen. 
Das Gericht kann geeignetenfalls geſtatten, daß ſtatt der Einreichung 
von Duplikaten die Anlagen ſelbſt zur Einſicht der Betheiligten in ſeinem 
Geſchäftslokale offengelegt werden. 


. 39. 


Zur mündlichen Verhandlung werden die Parteien unter der Verwarnung 
vorgeladen / daß beim Ausbleiben nach Lage der Verhandlungen werde ent⸗ 
ſchieden werden. 

as Gericht kann zur Aufklärung des Sachverhältniſſes das perſönliche 
Erſcheinen einer Partei anordnen. 

Den Parteien ſteht es frei, ihre thatfächlichen Erklärungen, auch ohne dazu 

beſonders aufgefordert zu ſein, vor dem Termine ſchriftlich einzureichen und zu 
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ergänzen. Das Duplikat ſolcher Erklärungen iſt der Gegenpartei zuzufertigen. 
Kann dies nicht mehr vor dem Termine zur mündlichen a aa bewirkt 
werden, ſo iſt der weſentliche Inhalt der Erklärungen in dieſer Verhandlung mit- 
zutheilen. 

F. 40. 


Das Gericht kann auf Antrag oder von Amtswegen die Beiladung Dritter, 
deren Intereſſe durch die zu erlaſſende Entſcheidung berührt wird, verfügen. Die 
Entſcheidung iſt in dieſem Falle auch den Beigeladenen gegenüber gültig. 


. 41. 


— 


In der mündlichen Verhandlung ſind die Parteien oder ihre mit Vollmacht 
verſehenen Vertreter zu hören. Fi 

Dieſelben können ihre thatſächlichen oder rechtlichen Anführungen ergänzen 
oder berichtigen und die Klage abändern, inſofern durch die Abänderung nach 
dem Ermeſſen des Gerichts das Bertfeibigungsrechlfber Gegenpartei nicht ges 
ſchmälert oder eine erhebliche Verzögerung des Verfahrens nicht herbeigeführt wird. 
Sie haben ſämmtliche Beweismittel anzugeben und, ſoweit dies nicht bereits ge: 
ſchehen, die ſchriftlichen ihnen zu Gebote ſtehenden Beweismittel vorzulegen; auch 
können von ihnen Zeugen zur Vernehmung vorgeführt werden. 

Der Vorſitzende des Gerichts hat dahin zu wirken, daß der Sachverhalt 
vollſtändig aufgeklärt und die ſachdienlichen Anträge von den Parteien geſtellt 
werden. Fi 
Er kann einem Mitgliede des Gerichts geſtatten, das Fragerecht auszuüben. 
Eine Frage iſt zu ſtellen, wenn das Gericht dieſe für angemeſſen erachtet. 


. 42. 

Die mündliche Verhandlung erfolgt in öffentlicher Sitzung des Gerichts. 
Die Oeffentlichkeit kann durch einen öffentlich zu verkündigenden Beſchluß aus⸗ 
geſchloſſen werden, wenn das Gericht dies aus Gründen des öffentlichen Wohls 
oder der Sittlichkeit für giigemeſſen erachtet: f ö 

Der Vorſitzende kann aus der öffentlichen Sitzung jeden Zuhörer entfernen 
laſſen, der Zeichen des Beifalls oder des Mißfallens giebt oder Störung irgend 
einer Art verurſacht,“ 125 

Parteien, gen, Sachverſtändige, welche den zur Aufrechthaltung der 
Ordnung erlaſſenen Befehlen des Vorſitzenden nicht gehorchen, können auf Be— 
ſchluß des Gepichts aus dem Sitzungszinuner entfernt werden. Gegen die bei 
der Verhandlung betheiligten Perſonen wird ſodann in gleicher Weiſe verfahren, 
wie wenn ji ſich freiwillig entfernt hätten. 


$. 43. 
Die Parteien ſind in der Wahl der von ihnen zu beſtellenden Bevollmäch— 
tigten nicht beſchränkt. EN 
Das Gericht kann Vertreter , welche, ohne Rechtsanwalte zu ſein, die Ver⸗ 
tretung vor dem Gerichte gewerbmäßig betreiben, zurückweiſen. 
(Nr. 8733.) 


— 338 — 


g Gemeindevorſteher, welche als ſolche legitimirt find, bedürfen zur Vertretung 
ihrer Gemeinden einer beſonderen Vollmacht nicht. 


$. 44. 


Liegt einer öffentlichen Behörde als Partei die Wahrnehmung des öffent⸗ 
lichen Intereſſes ob, ſo kann auf deren Antrag der Regierungspräſident für die 
mündliche Verhandlung vor dem Bezirksverwaltungsgerichte, und der Reſſort⸗ 
miniſter für die mündliche Verhandlung vor dem Oberverwaltungsgerichte einen 
Kommiſſar zur Vertretung der Behörde beſtellen. 5 

Der Regierungspräſident beziehungsweiſe der Reſſortminiſter kann in ge⸗ 
eigneten Fällen auch ohne Antrag einer Partei einen beſonderen Kommiſſar zur 

ahrnehmung des öffentlichen Intereſſes für die mündliche Verhandlung be⸗ 
ſtellen. Der Kommiſſar iſt vor Erlaß des Endurtheils mit ſeinen Ausführungen 
und Anträgen zu hören. 4 

Der Vorſitzende des Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſes beziehungsweiſe der 
Regierungspräſident und der Reſſortminiſter hat behufs der erforderlichen Wahr⸗ 
nehmung des öffentlichen Intereſſes einen Kommiſſar zu beſtellen, wenn das Geſetz 
die öffentliche Behörde, welche die Rolle des Klägers oder des Beklagten wahr— 
zunehmen hat, nicht bezeichnet. 1 


§. 45. F' 4 


Die mündliche Verhandlung erfolgt unter Zuziehung eines vereidigten Pro⸗ 
tokollführers. Das Protokoll muß die weſentlichen dergänge der Verhandlung 
enthalten. Daſſelbe wird von dem Vorſitzenden und dem Protokollführer unter- 
zeichnet. £ 

H. 46. 


Das Gericht iſt befugt — geeignetenfalls ſchon vor Anberaumung der 
mündlichen Verhandlung — Unterſuchungen an Ort und Stelle zu veranlaſſen, 
Zeugen und 1 laden und eidlich zu vernehmen, überhaupt den 
angetretenen oder nach dem Exmeſſen des Gerichts erforderlichen Beweis in vollem 
Umfange zu erheben. 

f 9. 47. 

Das Gericht kann die Beweiserhebung durch eines ſeiner Mitglieder oder 
erforderlichenfalls durch eine zu dem Ende zu erſuchende ſonſtige Behörde be— 
wirken laſſen. Es kann verordnen, daß die Beweiserhebung in der mündlichen 
Verhandlung ſtgttfinden ſoll. 

Die Beweisverhandlungen ſind unter Zuziehung eines vereidigten oder von 
der betreffenden Behörde durch Handſchlag zu verpflichtenden Protokollführers 
aufzunehmen; die Parteien find zu denſelben zu laden. 

4 


$. 48. 


Hinſichtlich der Verpflichtung, ſich als Zeuge oder Sachverſtändiger ver⸗ 
nehmen zu laſſen, ſowie hinſichtlich der im Falle des Ungehorſams zu verhängen— 


den Strafen kommen die Beſtimmungen der bürgerlichen Prozeßgeſetze mit der 
Maßgabe zur Anwendung, daß im Falle des Ungehorſams die zu erkennende 
Geldbuße den Betrag von 150 Mark nicht überſteigen darf. 
Gegen die eine Strafe oder die Nichtverpflichtung des Zeugen oder Sach⸗ 
verſtändigen ausſprechende Entſcheidung ſteht den Betheiligten innerhalb zwei 
Wochen die Beſchwerde an das im Inſtanzenzuge zunächſt vorgeſetzte Verwal⸗ 
tungsgericht, gegen die in zweiter Inſtanz ergangene Entſcheidung des Bezirks⸗ 
verwaltungsgerichts die weitere Beſchwerde an das Oberverwaltungsgericht zu. 


$. 49. 


Das Gericht hat nach ſeiner freien, aus dem ganzen Inbegriffe der Ver⸗ 
handlungen und Beweiſe geſchöpften Ueberzeugung zu entſcheiden. Beim Aus⸗ 
bleiben der betreffenden Partei oder in Ermangelung einer Erklärung derſelben 
können die von der Gegenpartei vorgebrachten Thatſachen für zugeſtanden erachtet 
werden. Die Entſcheidungen dürfen nur die zum Streitverfahren vorgeladenen 
Parteien und die in demſelben erhobenen Anſprüche betreffen. 

3 * 


$. 50. 


Die Entſcheidung kann ohne vorgängige Anberaumung einer mündlichen 
Verhandlung erlaſſen werden, wenn beide Theile auf eine ſolche ausdrücklich ver⸗ 


ichtet haben. F 
ſchtet ha 3 


Die Verkündigung der Entſchei ung erfolgt der Regel nach in öffentlicher 
Sitzung des Gerichts. Eine mit Gründen verſehene Ausfertigung der Entſchei⸗ 
dung iſt den Parteien und, [or Fein beſonderer Kommiſſar zur ahrnehmung 


8 


des öffentlichen Intereſſes beſtellt war ($. 44 Abf. 2), gleichzeitig auch dieſem zu⸗ 
zuſtellen. Dieſe Zuſtellung ge fahrer Sitzung 
nicht erfolgt iſt. 


igt, wenn die Verkündigung in ö 


6. Titel VII. 
Verfahren in der Berufungsinſtanz. 


1 $. 52. 


Gegen die in ſtreitigen Verwaltungsſachen ergangenen Endurtheile der Kreis⸗ 
ausſchüſſe ſteht nach Maßgabe der Beſtimmungen des N 4 den Parteien und, aus 
Gründen des öffentlichen Intereſſes, dem Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes die 
Berufung An das Bezirksverwaltungsgericht zu. 

F. 53. 

„Gegen die in ſtreitigen Verwaltungsſachen in erſter Inſtanz ergangenen End⸗ 
urtheile der 5 ſteht nach Maßgabe der Beſtimmungen des 
F. 5 den Parteien und, aus ründen des öffentlichen Intereſſes, dem Regierungs⸗ 
präsidenten die Berufung an das Oberverwaltungsgericht zu. 

Gef. Samml. 1880. (Nr. 8733.) 58 
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$. 53a. 


Die Vertretung der aus Gründen des öffentlichen Intereſſes von dem Vor⸗ 


ſitzenden des Kreisausſchuſſes oder dem Regierungspräſidenten eingelegten Be⸗ 
rufung erfolgt vor dem Bezirksverwaltungsgerichte durch den von dem Regie⸗ 
rungspräſidenten, vor dem Oberverwaltungsgerichte durch den von dem Reſſort⸗ 
miniſter zu beſtellenden Kommiſſar. N 


$. 54. F 


Die Friſt zur Einlegung der Berufung beträgt vorbehaltlich der Beſtim⸗ 
mungen der $$. 58 und 84 dieſes Geſetzes zwei Wochen. F 

Die Berufungsfriſt beginnt für die Parteien mit der Fust enn des End⸗ 
urtheils; ſie beginnt für den Re ierungspräſidenten, wenn ein beſonderer Kom⸗ 
miſſar zur Wa 1 des etlichen Intereſſes beſtellt war ($. 44 Abf. 2), 
mit der Zuſtellung des Endurtheils an letzteren. In allen anderen Fällen iſt die 


Berufung des Regierungspräſidenten ausgeſchloſſen, ſobald die den Parteien frei— 
0 * 


ſtehenden Friſten abgelaufen find. 
$. 55. 


Innerhalb der im K. 54 Minde Friſt iſt, bei Verluſt des Rechtsmittels, 
die Berufung bei dem Verwaltungsgerichte, gegen deſſen Entſcheidung dieſelbe 
gerichtet iſt, ſchriftlich anzumelden und zu pahf fertigen, 

Das Verwaltungsgericht prüft, ob die Anmeldung rechtzeitig erfolgt iſt. 
Iſt dies der Fall, ſo wird die engen mit ihren Anlagen der Gegen. 
partei und, wenn die Berufung von dem Regierungspräſidenten eingelegt iſt, 
beiden Parteien zur ſchriftlichen Gegenerklärung innerhalb einer beſtimmten, von 
einer bis zu vier Wochen zu bemeſſenden Friſt zugefertigt. 

Zur Rechtfertigung der Berufung, ſowie zur Gegenerklärung kann in nicht 
ſchleunigen Sachen eine angemeſſene, der Regel nach nicht über zwei Wochen zu 
erſtreckende Nachfriſt gewährt werden. 

Iſt die Friſt verſäumt, fo iſt die Berufun ohne Weiteres durch einen mit 
Gründen verſehenen Beſcheid non amens des Bezirksverwaltungs⸗ 
gerichts ſteht im Falle des Einver ändniſſes auch den beiden ernannten Mit⸗ 
gliedern, Namens des Kreisausſchuſſes auch dem Vorſitzenden, der Erlaß eines 
ſolchen Beſcheides zu. In demſelben iſt dem Berufungskläger zu eröffnen, daß 
ihm innerhalb zwei Wochen vom Tage der Zuſtellung ab die Beſchwerde an das 
Berufungsgericht zuftehe, widrigenfalls es bei dem Beſcheide verbleibe. 


$. 56. 


Der Berufungsbeklagte kann ſich der Berufung anſchließen, ſelbſt wenn 
die Berufungsfriſt Verſtenchen iſt. g anſchließen, ſelbſt 


$. 57. 


Nach Ablauf der Friſt find die Verhandlungen dem Berufungsgerichte 
einzureichen. Die Parteien beziehungsweiſe der Regierungspräſident ſind hiervon 


4 
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unter abſchriftlicher Mittheilung der eingegangenen Gegenerklärungen zu benach⸗ 


richtigen. 
§. 58. 


Will der Vorſitzende des Kreisausſchuſſes gegen eine Entſcheidung des 
letzeren die Berufung einlegen, fo hat er dies fofort zu erklären. Die Ver⸗ 
kündigung der Entſcheidung bleibt in dieſem Falle einſtweilen, jedoch längſtens 
drei Tage ausgeſetzt. Sie erfolgt mit der Eröffnung, daß im öffentlichen In⸗ 

tereſſe die Berufung eingelegt worden ſei. Iſt die Verkündigung ohne dieſe 
Eröffnung erfolgt, ſo findet die Berufung im öffentlichen Intereſſe nicht mehr 
ſtatt. Die Gründe der Berufung ſind den Parteien zur ſch iftlichen Erklärung 
innerhalb der im $. 55 gedachten Friſt mitzutheilen. aa Ablauf der Friſt 
ſind die Verhandlungen dem Bezirksverwaltungsgerichte einzureichen und die 


4 
iR 


Parteien hiervon zu benachrichtigen. 0 
2 
$. 59. 4 


Bezüglich der von einer Partei e Berufung findet die Beſtimmung 
des $. 37 für das Ben entſprechende Anwendung. 

Die Abänderung der durch Berufung angefochtenen Entſcheidung findet nur 
nach vorgängiger Anberaumung der mündlichen Verhandlung ſtatt. 


8. 60. 


Die Ladung der Parteien jur ‚mündlichen Verhandlung erfolgt unter der 
Verwarnung, daß beim Ausbleiben nach Lage der Verhandlungen werde ent⸗ 
ſchieden werden. In gleicher Weife erf g, in den Fällen der Berufung aus 
Gründen des öffentlichen Intereſſes die Ladung des zur Vertretung deſſelben be- 
ſtellten Kommiſſars. £ 
Das Gericht kann zur Aufklärung des Sachverhältniſſes das perſönliche 
Erſcheinen einer Partei anordnen. 
£ 
1 $. 61. 
Iſt die Berufung von dem Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes oder von dem 
t aus Gründen des öffentlichen Intereſſes eingelsgt „ſo ent⸗ 
ſcheidet das Berufüngsgericht zunächſt über die Vorfrage, ob das öffentliche 
Intereſſe für betheiligt zu erachten iſt. Wird die Vorfrage verneint, ſo weiſt das 
t, ohne im Uebrigen in die Sache ſelbſt einzutreten, die Berufung 


$. 62. 
ie 86. 38, 40, 41 — mit Ausſchluß der Beſtimmungen über die 
Abänderung der Klage — 88. 42 bis 51 find auch für das Pee in der 
Berufungsinſtanz maßgebend. | 
Die Zufertigung der Entſcheidung erfolgt durch Vermittelung desjenigen 
Verwaltungsgerichts, gegen deſſen Entſcheidung die Berufung eingelegt worden war. 
(Nr. 8733.) 58* 
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Titel VIII. 


Von dem Verfahren in der Reviſionsinſtanz und von der Wieder— 
aufnahme des Verfahrens. | 


F. 63. ; 

Gegen die von den Bezirksverwaltungsgerichten in zweiter Inſtanz erlaſſenen 
Endurtheile ſteht nach Maßgabe des F. 5 den Parteien und, aus Gründen des 
öffentlichen Intereſſes, dem Regierungspräſidenten das Rechtsmittel der Reviſion 
an das Oberverwaltungsgericht zu. N 

$. 64. & 
Die Reviſion kann nur darauf geſtützt werden: 51 
1) daß die angefochtene Fee auf der Nichtanwendung oder auf 
der unrichtigen Anwendung des eſtehenden Rechts, insbeſondere auch 
der von den Behörden innerhalb ihrer Zuͤſtändigkeit erlaſſenen Ver⸗ 
ordnungen beruhe / Fi 
2) daß das Verfahren an weſentlichen Mängeln leide. 


§. 65. “ 

Die Beſtimmungen des $. 38, des F. 41 — mit Ausſchluß der Beſtim⸗ 
mungen über die Abänderung der Klage == ſowie der $$. 42 bis 45, 50 und 51, 
53a bis 57, 59 (37), 60 ſind auch 125 die Friſt zur Einlegung und Recht⸗ 
fertigung der Reviſion, ſowie für das Verfahren in der Reviſionsinſtanz maßgebend. 

Die Anmeldung und Rechtfertigung der Reviſion hat bei demjenigen Ver⸗ 
waltungsgerichte zu erfolgen, welches in erſter Inſtanz entſchieden hat. 


In der Reviſionsſchri iſt anzugeben, worin die behauptete Nichtanwendung 
oder 9 Anwendung des N Rechts oder worin die behaupteten 
Mängel des Verfahrens gefunden werden. 8 


2 
j 1 S. 67. 

Das Oberverwaltungsgericht iſt bei ſeiner Entſcheidung an diejenigen 
Gründe nicht gebunden, welche zur Rechtfertigung der geſtellten Anträge geltend 
gemacht worden ſind. 

; $. 68 


Erachtet das Oberverwaltungsgericht die Nevifion für begründet, ſo hebt 
es die angefochtene Entſcheidung auf und entſcheidet in der Sache ſelbſt, wenn 
dieſe ſpruchreif erſcheint. Die He der Entſcheidung erfolgt durch Ver⸗ 
mittelung desjenigen Verwaltungsgerichts, welches in erſter Inſtanz entſchieden hat. 


C. 69. 


ſt die Sache nicht ſpruchreif, fo weit das Oberverwaltungsgericht dieſelbe 
zur anderweitigen Entſcheidung an die dazu nach der Sachlage geeignete Inſtanz 
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zurück und verordnet die Wiederholung oder Ergänzung des Verfahrens, ſoweit 
es nach ſeinem Ermeſſen mit einem weſentlichen Mangel behaftet iſt. 


$. 70. 


Gegen die im Verwaltungsſtreitverfahren ergangenen, rechtskräftig gewor⸗ 
denen Endurtheile findet die Klage auf Wiederaufnahme des Verfahrens unter 
denſelben Vorausſetzungen, in demſelben Umfange und innerhalb derſelben Friſten 
ig „wie nach den bürgerlichen Prozeßgeſetzen die Nichtigkeitsklage beziehungsweiſe 
ie Reſtitutionsklage. Zuständig iſt ausſchließlich das Oberverwaltungsgericht. 
Erachtet das Oberverwaltungsgericht die Klage für begründet, ſo hebt es die 
angefochtene Entſcheidung auf, verweiſt die Sache zur anderweitigen Entſcheidung 
an die dazu nach der Sachlage geeignete Inſtanz und verordnet die Wiederholung 
oder Ergänzung des Verfahrens, ſoweit daſſelbe von dem Anfechtungsgrunde 
betroffen wird. 7 
$. 70a. Ei 


Das Verwaltungsgericht, an welches die Sache in den Fällen der SS. 69, 
70 gewieſen wird, hat bei dem weiteren Verfahren und bei der von ihm ander⸗ 
weitig zu treffenden u die in dem Aufhebungsbeſchluſſe des Ober⸗ 
verwaltungsgerichts auf eftellten Grundſätze, ſowie in, den Fällen des §. 70 die 
dem Aufhebungsbeſchluſſe zu Grunde gelegten thatſächlichen Feſtſtellungen als 
maßgebend zu betrachten. . 


Titel IX. 


Von den Koſten des Verfahrens und von der Vollſtreckung der 
Entſcheidungen. 


ER 
Das Verfahren vor den Verwaltungsgerichten iſt ſtempelfrei. 


$. 72. 


Dem unterliegenden Theile ſind die Koſten und die baaren Auslagen des 
Verfahrens, ſowie die erforderlichen baaren Auslagen des obſiegenden Theiles zur 
Laſt zu legen — die letzteren mit Einſchluß der Gebühren, we che der obſiegende 
Theil einem ihn, vertretenden Rechtsanwalte für Wahrnehmung der mündlichen 
Verhandlung vor dem Bezirksverwaltungsgerichte oder dem, Oberverwaltungs⸗ 
gerichte zu zahlen hat. An baaren Auslagen für die perſönliche Wahrnehmung 

er mündlichen Verhandlung vor dem n i und dem Ober⸗ 

Same et kann die obſiegende Partei nicht mehr in Anſpruch nehmen, 
als die geſetzlichen Gebühren eines fie vertretenden Rechtsanwaltes betragen haben 
würden, es ſei denn, daß ihr perſönliches Erſcheinen von dem Gerichte ange— 
ordnet war. 

Im Endurtheile iſt der Werth des Streitobjektes feſtzuſetzen. | 

Die Gebühren der Rechtsanwalte beſtimmen ſich nach den für dieſelben bei 
den ordentlichen Gerichten geltenden Vorſchriften. 


(Nr, 8733.) 
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$. 73. 


Die Koften und baaren e bleiben dem obſiegenden Theile zur Laſt, 
ſoweit ſie durch ſein eigenes Verſchulden entſtanden ſind. 


$. 74. 
Die Entſcheidung über den Koſtenpunkt ($$. 72, 73) kann nur gleichzeitig 
mit der Entſcheidung in der Hauptſache durch Berufung oder Reviſion ange⸗ 
fochten werden. 8. 75 ö 


An Koſten kommt ein N zur Hebung, welches im Höchſt⸗ 
betrage bei dem Kreisausſchuſſe und bei dem . ſechszig 
Mark, bei dem Oberverwaltungsgerichte einhundert und fünfzig Mark nicht über⸗ 
ſteigen darf. Für die 5 des Pauſchquantums, ſowie der Gebühren 
für Zeugen und Sachverſtändige, kann von den Miniſtern der Finanzen und des 
Innern ein Tarif aufgeſtellt werden. 


$. 76. 

Die Erhebung eines Pauſchquantums findet nicht ſtatt: 

1) wenn der unterliegende Theil eine öffentliche Behörde iſt, inſoweit die 
angefochtene Verfügung oder Entſcheidung derſelben nicht lediglich die 
Wahrung der Haushaltsintereſſen eines von der Behörde vertretenen 
Kommunalverbandes zum Gegenſtande hatte, die baaren Auslagen des 
Verfahrens und des obſiegen en Theiles fallen demjenigen zur Laſt, 
der nach geſetzlicher Beſtimmung die Amtsunkoſten der Behörde zu 
tragen bat; 

2) bei dem Kreisausſchuſſe, wenn die Entſcheidung ohne vorgängige münd- 
liche Verhandlung erfolgt iſt 

3) bei dem Kreisausſchuſſe in den Fällen der $$. 60 bis 62 des Geſetzes 
vom 8. März 1871, betreffend die Ausführung des Bundesgeſetzes über 
den Unterſtützungswohnſitz (Geſetz-Samml. S. 130); 

4) bei dem Bezirksverwaltungsgerichte und bei dem Oberverwaltungsgerichte, 
ſoweit die Berufung oder die Reviſion von dem Vorſitzenden des Kreis 
ausſchuſſes beziehungsweiſe von dem Regierungspräſidenten eingelegt 
worden war; 

5) von denjenigen Perſonen, mit Ausnahme jedoch der Gemeinden in den 
die Verwaltung der Armenpflege betreffenden Angelegenheiten, denen 
nach den Reichs- oder Landesgeſetzen Gebührenfreiheit in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten zuſteht. 


$. 77. 


Die Koſten und baaren Auslagen des Verfahrens werden für jede Inſtanz von 

dem Verwaltungsgerichte feſtgeſetzt, bei dem die Sache ſelbſt anhängig geweſen iſt. 
Die von der obſiegenden Partei zur Erſtattung ſeitens des unterliegenden 
Theiles liquidirten Auslagen werden für alle Inſtanzen von demjenigen Ver⸗ 


ne feſtgeſetzt, bei dem die Sache in erſter Inſtanz anhängig ge 
weſen iſt. 


Gegen den Feſtſetzungsbeſchluß des Kreisausſchuſſes findet innerhalb zwei 
Wochen die Beſchwerde an das Bezirksverwaltungse ericht, gegen den in erſter 
Inſtanz ergangenen Feſtſetzungsbeſchluß des Bezir sverwaltungsgerichts findet 
innerhalb gleicher Friſt die Beſchwerde an das Oberverwaltungsgericht ſtatt. 


$. 78. 


Dem unterliegenden Theile kann im Falle des beſcheinigten Unvermögens 
nach Maßgabe der Beſtimmungen des F. 30 des Ausführungsgeſetzes zum Deut⸗ 
ſchen Gerichtskoſtengeſetze vom 10. März 1879 (Geſetz-Samml. S. 145), oder 
wenn ſonſt ein beſonderer Anlaß dazu vorliegt, gänzliche oder theilweiſe Koften- 
freiheit beziehungsweiſe Stundung bewilligt werden. Gegen den das Geſuch 
ablehnenden Beſchluß des Kreisausſchuſſes findet die Beſchwerde an das Bezirks⸗ 
verwaltungsgericht, gegen den in erſter Inſtanz ergangenen ablehnenden Beſchluß 
des Bezirksverwaltungsgerichts die Beſchwerde an das Oberverwaltungsgericht ſtatt. 

$. 79. f 

Die Vollſtreckung der Entſcheidungen der Verwaltungsgerichte erfolgt im 
Wege des Verwaltungszwangsverfahrens. Die Vollſtreckung wird Namens des 
Verwaltungsgerichts, welches in erſter Inſtanz entſchieden hatte, von dem Vor⸗ 
ſitzenden des letzteren verfügt. Ueber Beſchwerden gegen die Verfügungen des 
Vorſitzenden entſcheidet das Verwaltungsgericht. Gegen die Entſcheidung des 
Kreisausſchuſſes findet innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde an das Bezirks⸗ 
verwaltungsgericht, gegen die in erſter Inſtanz ergangene Entſcheidung des 
Bezirksverwaltungsgerichts findet innerhalb gleicher Friſt die Beſchwerde an das 
Oberverwaltungsgericht ſtatt. 


, Titel X. 
Schluß- und Uebergangsbeſtimmungen. 


# $. 80. 

Das Geſetz, betreffend die Verfaſſung der Verwaltungsgerichte und das 
Verwaltungsſtreitverfahren, tritt in der durch das gegenwärtige Geſetz ihm 
gegebenen nase gleichzeitig mit dem Geſetze über die Organiſation der allge⸗ 
meinen Landesverwaltung in Kraft. : 

Auf die vor dem Zeitpunkte des Inkrafttretens bereits anhängig gemachten 
Sachen finden in Beziehung auf das Verfahren und die Zuläſſigkeit der Rechts⸗ 
mittel lediglich die Beſtimmungen der früheren Geſetze Anwendung. 

f 8. 81. 

Alle in dem gegenwärtigen Geſetze vorgeſchriebenen Friſten find präkluſiviſch. 
Für die Berechnung derſelben ſind die bürgerlichen Prozeßgeſetze maßgebend. 

Die Art der Zuſtellung der in ſtreitigen Verwaltungsſachen ergehenden 
Entſcheidungen, Beſcheide und Verfügungen wird, ſoweit darüber geſetzliche Vor⸗ 
ſchriften nicht beſtehen, durch die Geſchäftsregulative ($$. 8, 14, 30) beſtimmt. 

(Nr. 8733.) 
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$. 81a. 


Die Beſchwerde kann innerhalb der für dieſelbe vorgeſchriebenen Friſt bei 


dem Gerichte, gegen deſſen Entſcheidung ſie gerichtet iſt, oder bei dem angerufenen 
Gerichte eingelegt werden. ’ 

Das Gericht, gegen deſſen Entſcheidung die Beſchwerde gerichtet ift, ver- 
Kun 05 1 der vorgeſchriebenen Friſt nach Beſtimmung des Schluß⸗ 
abſatzes des §. 55. 8 

Für das angerufene Gericht kommt F. 59 ($. 37) zur Anwendung; an 
die Stelle des Antrages auf Anberaumung der mündlichen Verhandlung tritt 
der Antrag auf Entſcheidung durch das Gericht. 


$. 82. 


Die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand kann beantragen, wer durch 
Naturereigniſſe oder andere unabweisbare Zufälle verhindert worden iſt, die in 
dem gegenwärtigen Geſetze oder die in den Geſetzen für Anſtellung der Klage 
beziehungsweiſe für den Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren vorgeſchriebenen Friſten einzuhalten. Ueber den Antrag entſcheidet 
das Gericht, dem die Entſcheidung über die verſäumte Streithandlung zuſteht. 
Die verſäumte Streithandlung iſt, unter Anführung der Thatſachen, mittelſt 
deren der ee auf Wiedereinſetzung begründet werden foll, ſowie der Beweis: 
mittel, innerhalb zwei Wochen nachzuholen; der Lauf dieſer Friſt beginnt mit 
dem Ablauf des Tages, mit welchem das Hinderniß gehoben iſt. Nach Ablauf 
eines Jahres, von dem Ende der verſäumten Friſt an gerechnet, findet die Nach⸗ 
holung der verſäumten Streithandlung reine d der Antrag auf Wieder⸗ 
einſetzung nicht mehr ſtatt. Die durch Erörterung des Antrages auf Wieder⸗ 
einſetzung entſtehenden baaren Auslagen trägt in allen Fällen der Antragſteller. 


$. 83. 

Die Central- und die Provinzialverwaltungsbehörden find auch in ſtreitigen 
Verwaltungsſachen zur Erhebung des Kompetenzkonflikts befugt. 

Die Erhebung des Kompetenzkonflikts auf Grund der e e daß in 
einer vor dem Verwaltungsgerichte anhängig gemachten Sache die Verwaltungs— 
behörde zuſtändig ſei, findet nicht ſtatt. 

Die Verwaltungsgerichte haben ihre Zuständigkeit von Amtswegen wahr— 
unehmen. 

b bad von einer Partei in erſter Inßenz die Einrede der Unzuſtändigkeit 
erhoben, ſo kann über dieſelbe vorab entſchieden werden. 

Haben ſich in derſelben Sache die Verwaltungsbehörde und das Verwal⸗ 
tungsgericht für zuſtändig erklärt, fo entſcheidet auf Grund der ſchriftlichen Er- 
klärungen der über ihre Kompetenz ſtreitenden Behörden und nach Anhörung der 
Parteien in mündlicher Verhandlung das Oberverwaltungsgericht. Das Gleiche 

ilt in dem Falle, wenn die Verwaltungsbehörde und das Verwaltungsgericht 
N) in der Sache für unzuſtändig erklärt haben. In beiden Fällen werden weder 
ein Koſtenpauſchquantum noch baare Auslagen erhoben. Ebenſowenig findet eine 
Erſtattung der den Parteien erwachſenden Koſten ſtatt. 
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$. 83a. 

11 des Einführungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetze 
&. 77) dem ee 

Pen Vorentſcheidungen erfolgen in dem durch den letzten Abſatz des $. 83 

ieſes Geſetzes vorge chriebenen Verfahren, für welches im Uebrigen die Vor⸗ 

ſchriften über das erwaltungsſtreitverfahren entſprechende Anwendung finden. 


$. 84. 


Durch das gegenwärtige Geſetz werden nicht berührt: 

J) rückſichtlich der zur Zuſtändigkeit der Verwaltungsgerichte gehörenden 
Streitſachen, die Beſtimmungen der §§. 20, 21 der Gewerbeordnung 
vom 21. Juni 1869 (Bundes- Geſetzbl. S. 245), 

2) rückſichtlich der zur Zuſtändigkeit der Verwaltungsgerichte 1 
die Entfernung aus dem Amte beziehungsweiſe die unfreiwillige Ver⸗ 
jetung in den Ruheſtand betreffenden Streitſachen, die Beſtimmungen 

es Geſetzes vom 21. Juli 1852, betreffend die Dienſtwergehen der nicht 

richterlichen Beamten . (Geſetz⸗Samml. S. 463); dieſelben finden 
jedoch mit folgenden Maßgaben Anwendung: die Verwaltungsgerichte 
entſcheiden au Grund mündlicher Verhandlung; das Gutachten des 
Disziplinarhofs iſt nicht einzuholen das Disziplinarverfahren kann mit 
Rückſicht auf den Ausfall der Vorunterſuchung durch Beſchluß des in 
erſter Inſtanz zuſtändigen Verwaltungsgerichts eingeſtellt werden; die 
Erhebung eines Koſtenpauſchquantums findet nicht ſtatt 

3) rückſichtlich der zur Zuſtändigkeit der Verwaltungsgerichte gehörenden 
Armenſtreitſachen, die Beſtimmungen des Sagt über den Unter⸗ 
ſtützungswohnſitz vom 6. Juni 1870 (Bundes- eſetzbl. S. 360). 


Die gemäß 8 
vom 27. Januar 1877 (Reichs⸗Geſetzbl. 


So lange bei den Bezirksverwaltungs erichten ein ausreichender Geſchäfts⸗ 


umfang nicht vorhanden ift, kann die Beſtellun derjenigen vom Könige 10 er⸗ 
enden Mitglieder derſelben, für welche die Befähigung zum Richteramt vor⸗ 
Sauptamtes am Sitze des 


geſchrieben iſt, im ebenamte für die Dauer ihres 
ezirksverwaltungsgerichts erfolgen. 
£ $. 86. 

Bei dem Bezirksverwaltungsgerichte zu Sigmaringen werden die von dem 
Könige zu ernennenden Mitglieder aus der Zahl der am Sitze des Bezirks⸗ 
5 sgerichts ein richterliches beziehungsweiſe ein höheres Verwaltungsamt 
bekleidenden Beamten für die Dauer ihres Hauptamtes beſtellt. 

F. 87. 
Die von den Provinziallandtagen ewählten Mitglieder der beſtehenden Be⸗ 


irksverwaltungsgerichte ſowie deren Stellvertreter treten mit dem Zeitpunkte des 


5 teten 

Inkrafttretens des gegenwärtigen Geſetzes außer Thätigkeit. Neuwahlen für die⸗ 
ſelben ſind rechtzeitig vor dem gedachten Zeitpunkte zu veranlaſſen. 

Geſ. Samml. 1880. (Nr. 8733.) 59 
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$. 87a. er 
Die in dem gegenwärtigen Geſetze dem Regierungspräſidenten beigelegten 
Befugniſſe werden Er den Stadtkreis Berlin wort dem Oberpräſidenten wahr⸗ 
genommen. ne 
Zuſtändig in e anz bezüglich der im Verwaltungsſtreitverfahren 
Mrd in Brandenburg zu erhebenden Anſprüche 


gegen den Ko verband der 
iſt in en des $. 31 unter b das Bezirksverwaltungsgericht zu Potsdam. 


$. 88. 


Die Stelle eines Mitgliedes des Oberverwaltungsgerichts darf als Neben⸗ 
amt fortan nicht mehr verliehen werden. 


$. 89. 

Aufgehoben ſind: 

1) die $$. 40 bis 48, 50 bis 56 des Geſetzes vom 8. März 1871, betref⸗ 
fend die Ausführung des Bundesgeſetzes über den Unterſtützungswohnſitz 
(Geſetz-Samml. ©. 130); 

2) die §§. 141 bis 163, 165 der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 
(Geſetz-Samml. S. 661), ſoweit fie das Verfahren in ſtreitigen Ver⸗ 
waltungsſachen zum Gegenſtande haben, ſowie die $$. 187 bis 198 
derſelben Kreisordnung, im Geltungsbereiche der letzteren iſt in den im 
zweiten 8 5 des F. 110 daſelbſt erwähnten Fällen innerhalb zwei 
Wochen die Klage bei dem Bezirksverwaltungsgerichte anzuftellen. 
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